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A. Zielsetzung 

Das Übereinkommen zum Schutz grenzüberschreitender Wasserläufe 
wurde am 18. März 1992 in Helsinki von der Europäischen Wi rt

-schaftsgemeinschaft sowie von 22 Staaten gezeichnet (Albanien, 
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Italien, Lettland, Litauen, Österreich, 
Niederlande, Polen, Rumänien, Russische Föderation, Spanien, 
Schweden, Schweiz, Ungarn, Bundesrepublik Deutschland) und 
wenig später von drei weiteren Staaten (Norwegen, Luxemburg, 
Po rtugal). 

Zweck des Übereinkommens ist es, zu einem effektiven modernen 
Gewässerschutz für grenzüberschreitende Wasserläufe und inter-
nationale Seen sowie zur intensiven bi- und multilateralen Zusammen-
arbeit gegen grenzüberschreitende Gewässerverschmutzungen bei-
zutragen. 

Besondere Bedeutung kommt hier dem Abschluß konkretisierender 
Abkommen der Anrainerstaaten von internationalen Flußläufen zu, 
soweit noch keine entsprechenden Vereinbarungen bestehen. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen für die Ratifi-
kation des Übereinkommens zum Schutz grenzüberschreitender 
Wasserläufe geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Vertragsgesetz und 
die Ratifikation des Übereinkommens nicht mit Kosten belastet, da 
sich das in Deutschland geltende Recht nicht ändert. Ebensowenig 
wird deshalb die inländische Wi rtschaft  mit Kosten belastet. Insofern 
ergeben sich auch keine preislichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (321) — 632 00 — Wa 99/94 Bonn, den 5. April 1994 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 17. März 1992 zum Schutz und 

zur Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen 
(Gesetz zu dem Übereinkommen zum Schutz grenzüberschreitender Was-
serläufe) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 667. Sitzung am 18. März 1994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem übereinkommen vom 17. März 1992 

zum Schutz und zur Nutzung 
grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen 

(Gesetz zu dem übereinkommen zum Schutz grenzüberschreitender Wasserläufe) 

Vom 	 1994 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Helsinki am 18. März 1992 von der Bundesrepublik Deutschland 

unterzeichneten Übereinkommen vom 17. März 1992 zum Schutz und zur 
Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen wird 
zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend mit einer amtlichen 
deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen der Anlagen I bis III zu dem 
Übereinkommen zum Schutz grenzüberschreitender Wasserläufe, die sich aus-
schließlich auf wissenschaftliche, technische oder verwaltungsmäßige Angele-
genheiten beziehen, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
in Kraft  zu setzen. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen zum Schutz grenzüberschreitender 
Wasserläufe und internationaler Seen nach seinem Artikel 26 Abs. 1 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Gesetz in Verbindung mit dem Übereinkommen zum Schutz 
grenzüberschreitender Wasserläufe Regelungen des Verwaltungsverfahrens für 
Landesbehörden enthält. 

Zu Artikel 2 
Der Artikel 2 beinhaltet eine Verordnungsermächtigung für die Änderung oder 
Ergänzung der Anlagen I bis III des Übereinkommens zum Schutz grenzüber-
schreitender Wasserläufe. Dadurch soll die schnelle Anpassung an Änderungen 
im Bereich von Wissenschaft, Technik oder Verwaltung innerhalb der Regelun-
gen des Übereinkommens sichergestellt werden. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach seinem Arti-
kel 26 Abs. 1 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft  tritt, im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Das Gesetz wird positive Auswirkungen auf den internationalen Gewässerschutz 
in Europa haben. 
Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Vertragsgeset-
zes nicht mit Kosten belastet, da sich das in Deutschland geltende Recht nicht 
ändert. Ebensowenig wird deshalb die inländische Wi rtschaft  mit Kosten belastet. 
Insofern ergeben sich auch keine preislichen Auswirkungen. 
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Übereinkommen 
zum Schutz und zur Nutzung 

grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen 

Convention 
on the protection and use 

of transboundary watercourses and international lakes 

(Übersetzung) 

Preamble 

The Pa rt ies to this Convention, 

Mindful that the protection and use of transboundary water-
courses and international lakes are impo rtant and urgent tasks, 
the effective accomplishment of which can only be ensured by 
enhanced cooperation, 

Concerned over the existence and threats of adverse effects, in 
the sho rt  or long term, of changes in the conditions of transbound-
ary watercourses and international lakes on the environment, 
economies and well-being of the member countries of the Eco-
nomic Commission for Europe (ECE), 

Emphasizing the need for strengthened national and internatio-
nall measures to prevent, control and reduce the release of 
hazardous substances into the aquatic environment and to abate 
eutrophication and acidification, as well as pollution of the marine 
environment, in particular coastal areas, from land-based 
sources, 

Commending the effo rts already undertaken by the ECE Gov-
emments to strengthen cooperation, on bilateral and multilateral 
levels, for the prevention, control and reduction of transboundary 
pollution, sustainable water management, conse rvation of water 
resources and environmental protection, 

Recalling the pertinent provisions and principles of the Declara-
tion of the Stockholm Conference on the Human Environment, the 
Final Act of the Conference on Security and Cooperation in 
Europe (CSCE), the Concluding Documents of the Madrid and 
Vienna Meetings of Representatives of the Participating States of 
the CSCE, and the Regional Strategy for Environmental Protec-
tion and Rational Use of Natural Resources in ECE Member 
Countries covering the Period up to the Year 2000 and Beyond, 

Conscious of the role of the United Nations Economic Commis-
sion for Europe in promoting international cooperation for the 

Präambel 

Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens — 

eingedenk der Tatsache, daß der Schutz und die Nutzung 
grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen 
wichtige und dringende Aufgaben sind, deren wirksame Bewälti-
gung nur durch verstärkte Zusammenarbeit sichergestellt werden 
kann; 

besorgt darüber, daß Veränderungen des Zustands grenzüber-
schreitender Wasserläufe und internationaler Seen kurz- oder 
langfristig schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, auf die Volks-
wirtschaften und auf das Wohlergehen der Mitgliedstaaten der 
Wi rtschaftskommission für Europa (ECE) haben oder zu haben 
drohen; 

unter Betonung der Notwendigkeit, verstärkte nationale und 
internationale Maßnahmen zu treffen zur Verhütung, Bekämpfung 
und Verringerung des Freisetzens von Gefahrstoffen in die aquati-
sche Umwelt und zur Bekämpfung der Eutrophierung und Über-
säuerung sowie der Verschmutzung der Meeresumwelt, insbe-
sondere der Küstengebiete, vom Land aus; 

in lobender Anerkennung der von den ECE-Regierungen 
bereits unternommenen Anstrengungen zur Stärkung der Zu-
sammenarbeit sowohl auf zweiseitiger als auch auf mehrseitiger 
Ebene zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung der grenz-
überschreitenden Verschmutzung, zu einer nachhaltigen Was-
serbewirtschaftung, zur Erhaltung der Wasservorkommen und 
zum Schutz der Umwelt; 

im Hinblick auf die einschlägigen Bestimmungen und Grundsät-
ze der Erklärung der Stockholmer Konferenz über die Umwelt des 
Menschen, die Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE), die Schlußdokumente der 
Madrider und Wiener Treffen der Vertreter der KSZE-Teil-
nehmerstaaten, die regionale Strategie für Umweltschutz und 
rationelle Nutzung der natürlichen Ressourcen in den ECE-Mit-
gliedsländern für den Zeitraum bis zum Jahr 2000 und darüber 
hinaus; 

im Bewußtsein der Rolle der Wirtschaftskommission der Verein-
ten Nationen für Europa bei der Forderung der internationalen 
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prevention, control and reduction of transboundary water pollution 
and sustainable use of transboundary waters, and in this regard 
recalling the ECE Declaration of Policy on Prevention and Control 
of Water Pollution, including Transboundary Pollution; the ECE 
Declaration of Policy on the Rational Use of Water; the ECE 
Principles Regarding Cooperation in the Field of Transboundary 
Waters; the ECE Cha rter on Groundwater Management; and the 
Code of Conduct on Accidental Pollution of Transboundary Inland 
Waters, 

Referring to decisions I (42) and I (44) adopted by the Economic 
Commission for Europe at its forty-second and forty-fourth 
sessions, respectively, and the outcome of the CSCE Meeting 
on the Protection of the Environment (Sofia, Bulgaria, 16 Octo-
ber — 3 November 1989), 

Emphasizing that cooperation between member countries in 
regard to the protection and use of transboundary waters shall be 
implemented primarily trough the elaboration of agreements be-
tween countries bordering the same waters, especially where no 
such agreements have yet been reached, 

Have agreed as follows: 

Article 1 

Definitions 

For the purposes of this Convention, 

1. "Transboundary waters" means any surface or ground waters 
which mark, cross or are located on boundaries between two 
or more States; wherever transboundary waters flow directly 
into the sea, these transboundary waters end at a straight line 
across their respective mouths between points on the low-wa-
ter line of their banks; 

2. "Transboundary impact" means any significant adverse effect 
on the environment resulting from a change in the conditions 
of transboundary waters caused by a human activity, the 
physical origin of which is situated wholly or in pa rt  within an 
area under the jurisdiction of a Party, within an area under the 
jurisdiction of another Party. Such effects on the environment 
include effects on human health and safety, flora, fauna, soil, 
air, water, climate, landscape and historical monuments or 
other physical structures or the interaction among these fac-
tors; they also include effects on the cultural heritage or 
socio-economic conditions resulting form alterations to those 
factors; 

3. "Party" means, unless the text otherwise indicates, a Contract-
ing Party to this Convention; 

4. "Riparian Parties" means the Parties bordering the same 
transboundary waters; 

5. "Joint body" means any bilateral or multilateral commission or 
other appropriate institutional arrangements for cooperation 
between the Riparian Parties; 

6. "Hazardous substances" means substances which are toxic, 
carcinogenic, mutagenic, teratogenic or bio-accumulative, es-
pecially when they are persistent; 

7. "Best available technology" (the definition is contained in an-
nex I to this Convention). 

Zusammenarbeit zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung 
der grenzüberschreitenden Wasserverschmutzung sowie zur 
nachhaltigen Nutzung grenzüberschreitender Gewässer und in 
diesem Zusammenhang eingedenk der Grundsatzerklärung der 
ECE über die Verhütung und Bekämpfung der Wasserver-
schmutzung, einschließlich der grenzüberschreitenden Ver-
schmutzung, der Grundsatzerklärung der ECE über die rationelle 
Nutzung des Wassers, der ECE-Grundsätze in bezug auf die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet grenzüberschreitender Gewäs-
ser, der ECE-Charta der Grundwasserbewirtschaftung und des 
Verhaltenskodex bei unfallbedingter Verschmutzung grenzüber-
schreitender Binnengewässer; 

unter Hinweis auf die von der Wi rtschaftskommission für Euro-
pa auf ihrer zweiundvierzigsten und vierundvierzigsten Tagung 
gefaßten Beschlüsse I (42) und I (44) sowie auf das Ergebnis 
des KSZE-Treffens zum Schutz der Umwelt (Sofia, Bulgarien, 
16. Oktober bis 3. November 1989); 

unter Betonung der Tatsache, daß die Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedsländern in bezug auf den Schutz und die 
Nutzung grenzüberschreitender Gewässer in erster Linie durch 
die Ausarbeitung von Übereinkünften zwischen den an dasselbe 
Gewässer angrenzenden Ländern erfolgen soll, insbesondere 
dort, wo solche Übereinkünfte bisher noch nicht geschlossen 
wurden — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

1. bedeutet „grenzüberschreitende Gewässer" oberirdisches 
Wasser oder Grundwasser, das die Grenzen zwischen zwei 
oder mehr Staaten kennzeichnet, überquert oder sich an die-
sen Grenzen befindet; wo grenzüberschreitende Gewässer 
unmittelbar ins Meer fließen, enden diese grenzüberschreiten-
den Gewässer an einer geraden Linie, die über ihre jeweiligen 
Mündungen zwischen Punkten auf der Niedrigwasserlinie ih-
rer Ufer verläuft; 

2. bedeutet „grenzüberschreitende Beeinträchtigung" jede be-
trächtliche schädliche Auswirkung auf die Umwelt in einem 
Gebiet unter der Hoheitsgewalt einer Vertragspartei aufgrund 
einer durch menschliche Tätigkeiten verursachten Verände-
rung des Zustands grenzüberschreitender Gewässer, deren 
natürlicher Ursprung sich ganz oder zum Teil innerhalb eines 
Gebiets unter der Hoheitsgewalt einer anderen Vertragspartei 
befindet. Zu diesen Auswirkungen auf die Umwelt zählen 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und den 
Schutz des Menschen, auf die Pflanzen- und Tierwelt, auf 
Boden, Luft, Wasser, Klima, Landschaft und geschichtliche 
Denkmäler oder andere natürliche Bauwerke oder eine Wech-
selwirkung zwischen mehreren dieser Faktoren; hierzu zählen 
außer dem Auswirkungen auf das kulturelle Erbe oder auf 
wirtschaftlich-soziale Bedingungen infolge von Veränderun-
gen dieser Faktoren; 

3. bedeutet „Vertragspartei", soweit sich aus dem Wortlaut nichts 
anderes ergibt, eine Vertragspartei dieses Übereinkommens; 

4. bedeutet „Anrainerstaaten" die Vertragsparteien, die an das-
selbe grenzüberschreitende Gewässer angrenzen; 

5. bedeutet „gemeinsames Gremium" jede zweiseitige oder 
mehrseitige Kommission oder sonstige geeignete institutio-
nelle Einrichtung für die Zusammenarbeit zwischen den An-
rainerstaaten; 

6. bedeutet „Gefahrstoffe" Stoffe, die giftig, krebserregend, 
mutagen, teratogen oder bioakkumulativ sind, insbesondere 
wenn sie beständig sind; 

7. bedeutet „Stand der Technik" (die Begriffsbestimmung befin-
det sich in Anlage I dieses Übereinkommens). 
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Part  I 
Provisions relating to all pa rties 

Article 2 
General provisions 

1. The Parties shall take all appropriate measures to prevent, 
control and reduce any transboundary impact. 

2. The Parties shall, in particular, take all appropriate 
measures: 

(a) To prevent, control and reduce pollution of waters causing or 
likely to cause transboundary impact; 

(b) To ensure that transboundary waters are used with the aim of 
ecologically sound and rational water management, conserva-
tion of water resources and environmental protection; 

(c) To ensure that transboundary waters are used in a reasonable 
and equitable way, taking into particular acount their trans-
boundary character, in the case of activities which cause or 
are likely to cause transboundary impact; 

(d) To ensure conservation and, where necessary, restoration of 
ecosystems. 

3. Measures for the prevention, control and reduction of water 
pollution shall be taken, where possible, at source. 

4. These mesures shall not directly or indirectly result in a 
transfer of pollution to other pa rts of the environment. 

5. In taking the measures referred to in paragraphs 1 and 2 of 
this article, the Parties shall be guided by the following princip-
les: 

(a) The precautionary principle, by virtue of which action to avoid 
the potential transboundary impact of the release of hazardous 
substances shall not be postponed on the ground that scientif-
ic research has not fully proved a causal link between those 
substances, on the one hand, and the potential transboundary 
impact, on the other hand; 

(b) The polluter-pays principle, by virtue of which costs of pollution 
prevention, control and reduction measures shall be borne by 
the polluter, 

(c) Water resources shall be managed so that the needs of the 
present generation are met without compromising the ability of 
future generations to meet their own needs. 

6. The Riparian Pa rties shall cooperate on the basis of equality 
and reciprocity, in particular through bilateral and multilateral 
agreements, in order to develop harmonized policies, program-
mes and strategies covering the relevant catchment areas, or 
parts thereof, aimed at the prevention, control and reduction of 
transboundary impact and aimed at the protection of the environ-
ment of transboundary waters or the environment influenced by 
such waters, including the marine environment. 

7. The application of this Convention shall not lead to the 
deterioration of environmental conditions nor lead to increased 
transboundary impact. 

8. The provisions of this Convention shall not a ffect the right of 
Parties individually or jointly to adopt and implement more strin-
gent measures that those set down in this Convention. 

Teil I 

Bestimmungen für alle Vertragsparteien 

Artikel 2 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle geeigneten Maßnahmen 
zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung jeder grenzüber-
schreitenden Beeinträchtigung. 

(2) Die Vertragsparteien treffen insbesondere alle geeigneten 
Maßnahmen, 

a) um die Verschmutzung von Gewässern, die eine grenzüber-
schreitende Beeinträchtigung verursacht oder zu verursachen 
droht, zu verhüten, zu bekämpfen und zu verringern; 

b) um sicherzustellen, daß grenzüberschreitende Gewässer mit 
dem Ziel einer umweltverträglichen und rationellen Wasser-
bewirtschaftung, der Erhaltung der Wasservorkommen und 
des Schutzes der Umwelt genutzt werden; 

c) um sicherzustellen, daß grenzüberschreitende Gewässer in 
angemessener und ausgewogener Weise genutzt werden, 
wobei die Tatsache, daß sie grenzüberschreitend sind, im Fall 
von Tätigkeiten, die eine grenzüberschreitende Beeinträchti-
gung verursachen oder zu verursachen drohen, besonders 
berücksichtigt wird; 

d) um die Erhaltung und, falls erforderlich, die Wiederherstellung 
von Ökosystemen sicherzustellen. 

(3) Maßnahmen zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung 
der Wasserverschmutzung werden, soweit möglich, an der Quelle 
getroffen. 

(4) Diese Maßnahmen dürfen weder unmi ttelbar noch mittelbar 
zu einer Verlagerung der Verschmutzung auf andere Teile der 
Umwelt führen. 

(5) Bei den Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 lassen sich 
die Vertragsparteien von folgenden Grundsätzen leiten: 

a) dem Vorsorgeprinzip, wonach Maßnahmen zur Vermeidung 
möglicher grenzüberschreitender Beeinträchtigungen durch 
das Freisetzen von Schadstoffen nicht deshalb verzögert 
werden dürfen, weil für den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen diesen Stoffen einerseits und der möglichen grenz-
überschreitenden Beeinträchtigung andererseits ein vollstän-
diger wissenschaftlicher Beweis nicht vorhanden ist; 

b) dem Verursacherprinzip, wonach die Kosten für die Verhü-
tung, Bekämpfung und Verringerung der Verschmutzung vom 
Verursacher zu tragen sind; 

c) Wasservorkommen sind so zu bewi rtschaften, daß der Bedarf 
der heutigen Generation gedeckt werden kann, ohne künftigen 
Generationen die Fähigkeit zu nehmen, ihren eigenen Bedarf 
zu decken. 

(6) Die Anrainerstaaten arbeiten auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung und Gegenseitigkeit insbesondere durch zweiseitige 
und mehrseitige Übereinkünfte zusammen, um abgestimmte Leit-
linien, Programme und Strategien für die betreffenden Einzugsge-
biete oder Teile davon auszuarbeiten, welche auf die Verhütung, 
Bekämpfung und Verringerung grenzüberschreitender Beein-
trächtigungen sowie auf den Schutz der Umwelt grenzüberschrei-
tender Gewässer oder der Umwelt gerichtet sind, die durch solche 
Gewässer beeinflußt wird, einschließlich der Meeresumwelt. 

(7) Die Anwendung dieses Übereinkommens darf nicht zu einer 
Verschlechterung der Umweltbedingungen oder zu einem Anstieg 
grenzüberschreitender Beeinträchtigungen führen. 

(8) Dieses Übereinkommen läßt das Recht der Vertragsparteien 
unberüh rt, einzeln oder gemeinsam strengere als die in dem 
Übereinkommen festgelegten Maßnahmen anzunehmen und zu 
ergreifen. 
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Article 3 

Prevention, control and reduction 

1. To prevent, control and reduce transboundary impact, the 
Parties shall develop, adopt, implement and, as far as possible, 
render compatible relevant legal, administrative, economic, finan-
cial and technical measures, in order to ensure, inter alia, that: 

(a) The emission of pollutants is prevented, controlled and re-
duced at source through the application of, inter alia, low- and 
non-waste technology; 

(b) Transboundary waters are protected against pollution from 
point sources through the prior licensing of waste-water dis-
charges by the competent national authorities, and that the 
authorized discharges are monitored and controlled; 

(c) Limits for waste-water discharges stated in permits are based 
on the best available technology for discharges of hazardous 
substances; 

(d) Stricter requirements, even leading to prohibition in individual 
cases, are imposed when the quality of the receiving water or 
the ecosystem so requires; 

(e) At least biological treatment or equivalent processes are ap-
plied to municipal waste water, where necessary in a step-by-
step approach; 

(f) Appropriate measures are taken, such as the application of the 
best available technology, in order to reduce nutrient inputs 
from industrial and municipal sources; 

(g) Appropriate measures and best environmental practices are 
developed and implemented for the reduction of inputs of 
nutrients and hazardous substances from diffuse sources, 
especially where the main sources are from agriculture (guide-
lines for developing best environmental practices are given in 
annex II to this Convention); 

(h) Environmental impact assessment and other means of as-
sessment are applied; 

(i) Sustainable water-resources management, including the ap-
plication of the ecosystems approach, is promoted; 

(j) Contingency planning is developped; 

(k) Additional specific measures are taken to prevent the pollution 
of groundwaters; 

(I) The risk of accidental pollution is minimized. 

2. To this end, each Party  shall set emission limits for dis-
charges from point sources into su rface waters based on the best 
available technology, which are specifically applicable to indi-
vidual industrial sectors or indust ries from which hazardous sub-
stances derive. The appropriate measures mentioned in para-
graph 1 of this article to prevent, control and reduce the input of 
hazardous substances from point and diffuse sources into waters, 
may, inter alia, include total or pa rtial prohibition of the production 
or use of such substances. Existing lists of such industrial sectors 
or industries and of such hazardous substances in inte rnational 
conventions or regulations, which are applicable in the area 
covered by this Convention, shall be taken into account. 

3. In addition, each Par ty  shall define, where appropriate, water

-

quality objectives and adopt water-quality criteria for the purpose 
of preventing, controlling and reducing transboundary impact. 
General guidance for developing such objectives and criteria is 
given in annex III to this Convention. When necessary, the Pa rties 
shall endeavour to update this annex. 

Artikel 3 

Verhütung, Bekämpfung und Verringerung 

(1) Zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung grenzüber-
schreitender Beeinträchtigungen arbeiten die Vertragsparteien 
einschlägige rechtliche, verwaltungsmäßige, wi rtschaftliche, fi-
nanzielle und technische Maßnahmen aus, nehmen diese an, 
setzen sie um und bringen sie miteinander in Einklang, um unter 
anderem sicherzustellen, 

a) daß durch die Anwendung unter anderem von abfallarmer 
oder abfallfreier Technologie die Emission von Schadstoffen 
an ihrer Quelle verhütet, bekämpft und verringert wird; 

b) daß grenzüberschreitende Gewässer vor Verschmutzung aus 
Punktquellen dadurch geschützt werden, daß das Einleiten 
von Abwasser vorher durch die zuständigen nationalen Behör-
den genehmigt wird und das genehmigte Einleiten überwacht 
und kontrolliert wird; 

c) daß die in den Genehmigungen angegebenen Grenzwerte für 
das Einleiten von Abwasser auf dem Stand der Technik für 
das Einleiten von Gefahrstoffen beruhen; 

d) daß strengere Vorschriften, die in Einzelfällen sogar zu einem 
Verbot führen, erlassen werden, wenn die Qualität des auf-
nehmenden Wassers oder das Ökosystem diese erfordern; 

e) daß zumindest, falls erforderlich schrittweise, eine biologische 
Behandlung oder ein gleichwertiges Verfahren auf städtisches . 
Abwasser angewandt wird; 

f) daß geeignete Maßnahmen getroffen werden, wie z. B. die 
Anwendung des Standes der Technik, um Nährstoffeinträge 
aus industriellen und städtischen Quellen zu verringern; 

g) daß geeignete Maßnahmen und die beste Umweltpraxis zur 
Verringerung der Einträge von Nährstoffen und Schadstoffen 
aus diffusen Quellen entwickelt und umgesetzt werden, insbe-
sondere wenn die Landwirtschaft die Hauptquelle ist (Richt-
linien zur Entwicklung der besten Umweltpraxis befinden sich 
in Anlage Il dieses Übereinkommens); 

h) daß Umweltverträglichkeitsprüfungen und andere Arten der 
Prüfung angewandt werden; 

i) daß eine nachhaltige umweltverträgliche Bewi rtschaftung der 
Wasservorkommen gefördert wird, einschließlich der Anwen-
dung eines auf das Ökosystem bezogenen Konzepts; 

j) daß eine Notfallplanung entwickelt wird; 

k) daß zusätzliche konkrete Maßnahmen getroffen werden, um 
die Verschmutzung des Grundwassers zu verhüten; 

I) daß die Gefahr einer unfallbedingten Verschmutzung auf ein 
Mindestmaß herabgesetzt wird. 

(2) Zu diesem Zweck setzt jede Vertragspartei für das Einleiten 
aus Punktquellen in oberirdisches Wasser auf der Grundlage des 
Standes der Technik Emissionsgrenzwerte fest, die besonders 
auf einzelne Industriebereiche oder Industrien anwendbar sind, 
von denen Gefahrstoffe herrühren. Die in Absatz 1 genannten 
geeigneten Maßnahmen zur Verhütung, Bekämpfung und Verrin-
gerung des Eintrags von Gefahrstoffen aus Punktquellen und 
diffusen Quellen ins Wasser können unter anderem das vollstän-
dige oder teilweise Verbot der Herstellung oder Verwendung 
solcher Stoffe enthalten. Bereits vorhandene Listen solcher Indu-
striebereiche oder Industrien und solcher Gefahrstoffe in inter-
nationalen Übereinkommen oder Regeln, die auf dem von diesem 
Übereinkommen erfaßten Gebiet Anwendung finden, sind zu be-
rücksichtigen. 

(3) Außerdem legt jede Vertragspartei, soweit es angebracht ist, 
Qualitätsziele für Wasser fest und beschließt Qualitätskriterien für 
Wasser zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung grenzüber-
schreitender Beeinträchtigungen. Allgemeine Richtlinien zur Aus-
arbeitung solcher Ziele und Kriterien befinden sich in Anlage III 
dieses Übereinkommens. Falls notwendig, bemühen sich die 
Vertragsparteien, die Anlage auf den jeweils neuesten Stand zu 
bringen. 
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Article 4 
Monitoring 

The Parties shall establish programmes for monitoring the con-
ditions of transboundary waters. 

Article 5 
Research and development 

The Parties shall cooperate in the conduct of research into and 
development of effective techniques for the prevention, control 
and reduction of transboundary impact. To this effect, the Pa rties 
shall, on a bilateral and/or multilateral basis, taking into account 
research activities pursued in relevant inte rnational forums, en-
deavour to initiate or intensify specific research programmes, 
where necessary, aimed, inter alla, at: 

(a) Methods for the assessment of the toxicity of hazardous sub-
stances and the noxiousness of pollutants; 

(b) Improved knowledge on the occurence, distribution and en-
vironmental effects of pollutants and the processes involved; 

(c) The development and application of environmentally sound 
technologies, production and consumption patterns; 

(d) The phasing out and/or substitution of substances likely to 
have transboundary impact; 

(e) Environmentally sound methods of disposal of hazardous 
substances; 

(f) Special methods for improving the conditions of transboundary 
waters; 

(g) The development of environmentally sound water-constrcution 
works and water-regulation techniques; 

(h) The physical and financial assessment of damage resulting 
from transboundary impact. 

The results of these research programmes shall be exchanged 
among the Parties in accordance with a rticle 6 of this Conven-
tion. 

Article 6 
Exchange of information 

The Parties shall provide for the widest exchange of informa-
tion, as early as possible, on issues covered by the provisions of 
this Convention. 

Article 7 
Responsibility and liability 

The Parties shall support  appropriate international efforts to 
elaborate rules, criteria and procedures in the field of responsibility 
and liability. 

Article 8 
Protection of information 

The provisions of this Convention shall not a ffect the rights or 
the obligations of Parties in accordance with their national legal 
systems and applicable supranational regulations to protect infor-
mation related to industrial and commercial secrecy, including 
intellectual property, or national security. 

Artikel 4 
Überwachung 

Die Vertragsparteien führen Programme zur Überwachung des 
Zustands grenzüberschreitender Gewässer ein. 

Artikel 5 
Forschung und Entwicklung 

Die Vertragsparteien arbeiten bei der Erforschung und Entwick-
lung wirksamer Verfahren zur Verhütung, Bekämpfung und Ver-
ringerung grenzüberschreitender Beeinträchtigungen zusammen. 
Zu diesem Zweck bemühen sie sich auf zweiseitiger und/oder 
mehrseitiger Grundlage und unter Berücksichtigung der in fach-
kundigen internationalen Foren durchgeführten Forschungsarbei-
ten, gegebenenfalls konkrete Forschungsprogramme unter ande-
rem mit folgender Zielsetzung einzuleiten oder zu verstärken: 

a) Methoden zur Bestimmung der Giftigkeit von Gefahrstoffen 
und der Schädlichkeit von Schadstoffen; 

b) Verbesserung der Kenntnisse über das Auftreten, die Vertei-
lung und die Umweltauswirkungen von Schadstoffen und die 
dabei ablaufenden Prozesse; 

c) Entwicklung und Anwendung umweltverträglicher Technolo-
gien und Herstellungsverfahren sowie eines entsprechenden 
Verbraucherverhaltens; 

d) allmähliche Abschaffung und/oder Ersatz von Stoffen, die 
grenzüberschreitende Beeinträchtigungen hervorzurufen 
drohen; 

e) umweltverträgliche Methoden der Entsorgung von Gefahr-
stoffen; 

f) besondere Methoden zur Verbesserung des Zustands grenz-
überschreitender Gewässer; 

g) Entwicklung umweltverträglicher wasserbaulicher Anlagen 
und Wasserregulierungstechniken; 

h) materielle und finanzielle Bewertung des sich aus grenzüber-
schreitenden Beeinträchtigungen ergebenden Schadens. 

Die Vertragsparteien übermitteln einander die Ergebnisse dieser 
Forschungsprogramme nach Artikel 6. 

Artikel 6 
Informationsaustausch 

Die Vertragsparteien sorgen so bald wie möglich für den umfas-
sendsten Austausch von Informationen über die von diesem Über-
einkommen erfaßten Themen. 

Artikel 7 

Verantwortlichkeit und Haftung 
Die Vertragsparteien unterstützen geeignete internationale An-

strengungen zur Ausarbeitung von Regeln, Kriterien und Verfah-
ren betreffend Verantwortlichkeit und Haftung. 

Artikel 8 
Schutz von Informationen 

Dieses Übereinkommen läßt die Rechte oder Pflichten der 
Vertragsparteien aufgrund ihrer innerstaatlichen Rechtssysteme 
und geltender supranationaler Vorschriften zum Schutz von Infor-
mationen im Zusammenhang mit wi rtschaftlichen und gewerb-
lichen Geheimnissen, einschließlich des geistigen Eigentums 
oder der nationalen Sicherheit, unberührt. 
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Part  II 
Provisions relating to Riparian Pa rties 

Article 9 

Bilateral and multilateral cooperation 

1. The Riparian Parties shall on the basis of equality and 
reciprocity enter into bilateral or multilateral agreements or other 
arrangements, where these do not yet exist, or adapt existing 
ones, where necessary to eliminate the contradictions with the 
basic principles of this Convention, in order to define their mutual 
relations and conduct regarding the prevention, control and reduc-
tion of transboundary impact. The Riparian Pa rties shall specify 
the catchment area, or part(s) thereof, subject to cooperation. 
These agreements or arrangements shall embrace relevant is-
sues covered by this Convention, as well as any other issues on 
which the Riparian Parties may deem it necessary to cooperate. 

2. The agreements or arrangements mentioned in paragraph 1 
of this article shall provide for the establishment of joint bodies. 
The tasks of these joint bodies shall be, inter alia, and without 
prejudice to relevant existing agreements or arrangements, the 
following: 

(a) To collect, compile and evaluate data in order to identify 
pollution sources likely to cause transboundary impact; 

(b) To elaborate joint monitoring programmes concerning water 
quality and quantity; 

(c) To draw up inventories and exchange information on the 
pollution sources mentioned in paragraph 2(a) of this a rticle; 

(d) To elaborate emission limits for waste water and evaluate the 
effectiveness of control programmes; 

(e) To elaborate joint water-quality objectives and criteria having 
regard to the provisions of a rticle 3, paragraph 3 of this 
Convention, and to propose relevant measures for maintaining 
and, where necessary, improving the existing water-quality; 

(f) To develop concerted action programmes for the reduction of 
pollution loads from both point sources (e. g. municipal and 
industrial sources)  and  diffuse sources (particularly from 
agriculture); 

(g) To establish warning and alarm procedures; 

(h) To serve as a forum for the exchange of information on 
existing and planned uses of water and related installations 
that are likely to cause transboundary impact; 

(i) To promote cooperation and exchange of information on the 
best available technology in accordance with the provisions of 
article 13 of this Convention, as well as to encourage coopera-
tion in scientific research programmes; 

(j) To participate in the implementation of environmental impact 
assessments relating to transboundary waters, in accordance 
with appropriate international regulations. 

3. In cases where a coastal State, being Pa rty to this Conven-
tion, is directly and significantly affected by transboundary impact, 
the Riparian Parties can, if they all so agree, invite that coastal 
State to be involved in an appropriate manner in the activities of 
multilateral joint bodies established by Pa rties riparian to such 
transboundary waters. 

Teil II 
Bestimmungen für die Anrainerstaaten 

Artikel 9 

Zweiseitige und mehrseitige Zusammenarbeit 

(1) Die Anrainerstaaten schließen auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung und Gegenseitigkeit zweiseitige oder mehr-
seitige Übereinkünfte oder sonstige Vereinbarungen, soweit diese 
noch nicht bestehen, oder passen, soweit notwendig, bereits 
vorhandene Übereinkünfte oder Vereinbarungen dahingehend 
an, daß Widersprüche zu den wesentlichen Grundsätzen dieses 
Übereinkommens beseitigt werden, um ihre gegenseitigen Bezie-
hungen und ihr Verhalten in bezug auf die Verhütung, Bekämp-
fung und Verringerung grenzüberschreitender Beeinträchtigungen 
festzulegen. Die Anrainerstaaten bestimmen das Einzugsgebiet 
oder Teile davon, in dem die Zusammenarbeit erfolgen soll. Diese 
Übereinkünfte oder Vereinbarungen umfassen die von dem vorlie-
genden Übereinkommen erfaßten einschlägigen Themen sowie 
alle weiteren Bereiche, in denen die Anrainerstaaten eine Zusam-
menarbeit für notwendig halten. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Übereinkünfte und sonstigen 
Vereinbarungen sehen die Schaffung gemeinsamer Gremien vor. 
Diese gemeinsamen Gremien haben unter anderem, unbescha-
det bereits vorhandener einschlägiger Übereinkünfte oder Ver-
einbarungen, folgende Aufgaben: 

a) Sie sammeln Daten, stellen sie zusammen und werten sie 
aus, um die Verschmutzungsquellen zu ermitteln, die eine 
grenzüberschreitende Beeinträchtigung zu verursachen dro-
hen; 

b) sie arbeiten gemeinsame Überwachungsprogramme in bezug 
auf die Wasserqualität und Wassermenge aus; 

c) sie erstellen Verzeichnisse und tauschen Informationen über 
die in Absatz 2 Buchstabe a genannten Verschmutzungsquel-
len aus; 

d) sie arbeiten Emissionsgrenzwerte für Abwasser aus und be-
werten die Wirksamkeit der Programme zur Verschmut-
zungsbekämpfung; 

e) sie arbeiten gemeinsame Qualitätsziele und -kriterien für Was-
ser aus unter Berücksichtigung des Artikels 3 Absatz 3 und 
schlagen diesbezügliche Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
und gegebenenfalls Verbesserung der vorhandenen Wasser-
qualität vor; 

f) sie entwickeln abgestimmte Aktionsprogramme zur Verringe-
rung der Verschmutzungsbelastung sowohl aus Punktquellen 
(z. B. städtische und indust rielle Quellen) als auch aus diffu-
sen Quellen (insbesondere aus der Landwirtschaft); 

g) sie führen Warn- und Alarmverfahren ein; 

h) sie dienen als Forum für den Austausch von Informationen 
über gegenwärtige und geplante Nutzungen des Wassers und 
damit zusammenhängender Einrichtungen, die grenzüber-
schreitende Beeinträchtigungen zu verursachen drohen; 

i) sie fördern die Zusammenarbeit und den Austausch von Infor-
mationen über den Stand der Technik nach Artikel 13 und 
unterstützen die Zusammenarbeit in wissenschaftlichen For-
schungsprogrammen; 

j) sie beteiligen sich an der Durchführung von Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen in bezug auf grenzüberschreitende Gewäs-
ser nach Maßgabe entsprechender internationaler Vorschrif-
ten. 

(3) Ist ein Küstenstaat, der Vertragspartei dieses Übereinkom-
mens ist, unmittelbar und beträchtlich von grenzüberschreitenden 
Beeinträchtigungen betroffen, so können die Anrainerstaaten ihn 
im allgemeinen Einvernehmen auffordern, sich in angemessener 
Weise an den Tätigkeiten der von den Vertragsparteien, die 
Anrainer dieser grenzüberschreitenden Gewässer sind, geschaf-
fenen mehrseitigen gemeinsamen Gremien zu beteiligen. 
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4. Joint bodies according to this Convention shall invite joint 
bodies, established by coastal States for the protection of the 
marine environment directly affected by transboundary impact, to 
cooperate in order to harmonize their work and to prevent, control 
and reduce the transboundary impact. 

5. Where two or more joint bodies exist in the same catchment 
area, they shall endeavour to coordinate their activities in order to 
strengthen the prevention, control and reduction of transboundary 
impact within that catchment area. 

Article 10 
Consultations 

Consultations shall be held between the Riparian Pa rties on the 
basis of reciprocity, good faith and good-neighbourliness, at the 
request of any such Party.  Such consultations shall aim at 
cooperation regarding the issues covered by the provisions of this 
Convention. Any such consultations shall be conducted through a 
joint body established under a rticle 9 of this Convention, where 
one exists. 

Article 11 
Joint monitoring and assessment 

1. In the framework of general cooperation mentioned in article 
9 of this Convention, or specific arrangements, the Riparian Par-
ties shall establish and implement joint programmes for monitoring 
the conditions of transboundary waters, including floods and ice 
drifts, as well as transboundary impact. 

2. The Riparian Parties shall agree upon pollution parameters 
and pollutants whose discharges and concentration in trans-
boundary waters shall be regularly monitored. 

3. The Riparian Parties shall, at regular intervals, carry  out joint 
or coordinated assessments of the conditions of transboundary 
waters and the effectiveness of measures taken for the preven-
tion, control and reduction of transboundary impact. The results of 
these assessments shall be made available to the public in ac-
cordance with the provisions set out in a rticle 16 of this Conven-
tion. 

4. For these purposes, the Riparian Pa rties shall harmonize 
rules for the setting up and operation of monitoring programmes, 
measurement systems, devices, analytical techniques, data pro-
cessing and evaluation procedures, and methods for the registra-
tion of pollutants discharged. 

Article 12 

Common research and development 
In the framework of general cooperation mentioned in a rticle 9 

of this Convention, or specific arrangements, the Riparian Pa rties 
shall untertake specific research and development activities in 
support  of achieving and maintaining the water-quality objectives 
and criteria which they have agreed to set and adopt. 

Article 13 
Exchange of information 
between Riparian Pa rties 

1. The Riparian Pa rties shall, within the framework of relevant 
agreements or other arrangements according to a rticle 9 of this 
Convention, exchange reasonably available data, inter alia, on: 

(a) Environmental conditions of transboundary waters; 

(4) Die gemeinsamen Gremien im Sinne dieses Übereinkom-
mens laden gemeinsame Gremien, welche die Küstenstaaten 
zum Schutz der von grenzüberschreitenden Beeinträchtigungen 
unmittelbar betroffenen Meeresumwelt geschaffen haben, zur 
Zusammenarbeit ein, um ihre Arbeit anzugleichen und die grenz-
überschreitende Beeinträchtigung zu verhüten, zu bekämpfen und 
zu verringern. 

(5) Bestehen in demselben Einzugsgebiet zwei oder mehr ge-
meinsame Gremien, so bemühen sich diese, ihre Tätigkeiten zu 
koordinieren, um die Verhütung, Bekämpfung und Verringerung 
grenzüberschreitender Beeinträchtigungen innerhalb des betref-
fenden Einzugsgebiets zu verstärken. 

Artikel 10 

Beratungen 
Beratungen erfolgen auf Antrag eines der Anrainerstaaten auf 

der Grundlage der Gegenseitigkeit, des guten Glaubens und der 
gut nachbarlichen Beziehungen. Die Beratungen dienen der Zu-
sammenarbeit bezüglich der von diesem Übereinkommen erfaß-
ten Themen. Derartige Beratungen werden von einem nach Arti-
kel 9 geschaffenen gemeinsamen Gremium durchgeführt, sofern 
ein solches Gremium vorhanden ist. 

Artikel 11 
Gemeinsame Überwachung und Bewe rtung 

(1) Im Rahmen der allgemeinen Zusammenarbeit nach Artikel 9 
oder besonderer Vereinbarungen stellen die Anrainerstaaten ge-
meinsame Programme auf zur Überwachung des Zustands grenz-
überschreitender Gewässer, einschließlich Überschwemmungen 
und Treibeis, sowie der grenzüberschreitenden Beeinträchtigun-
gen, und sie führen diese Programme durch. 

(2) Die Anrainerstaaten einigen sich über Verschmutzungspara-
meter und Schadstoffe, deren Einleiten in grenzüberschreitende 
Gewässer und deren Konzentrationen darin regelmäßig über-
wacht werden. 

(3) Die Anrainerstaaten führen in regelmäßigen Abständen 
gemeinsame oder koordinierte Bewe rtungen des Zustands grenz-
überschreitender Gewässer und der Wirksamkeit der für die Ver-
hütung, Bekämpfung und Verringerung grenzüberschreitender 
Beeinträchtigungen ergriffenen Maßnahmen durch. Die Ergeb-
nisse dieser Bewertungen werden der Öffentlichkeit nach Maß-
gabe des Artikels 16 zur Verfügung gestellt. 

(4) Zu diesem Zweck gleichen die Anrainerstaaten ihre Regeln 
für die Aufstellung und Durchführung von Überwachungs-
programmen, Meßsystemen, Geräten, Analyseverfahren, Daten-
verarbeitungs- und -auswertungsmethoden sowie der Methoden 
zur Erfassung eingeleiteter Schadstoffe einander an. 

Artikel 12 
Gemeinsame Forschung und Entwicklung 

Im Rahmen der in Artikel 9 genannten allgemeinen Zusammen-
arbeit oder besonderer Vereinbarungen führen die Anrainer-
staaten konkrete Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten durch, 
um dazu beizutragen, die Qualitätsziele und -kriterien für Wasser 
zu erreichen und beizubehalten, welche diese Anrainerstaaten 
aufzustellen und anzunehmen vereinbart haben. 

Artikel 13 
Informationsaustausch 

zwischen den Anrainerstaaten 
(1) Die Anrainerstaaten tauschen im Rahmen einschlägiger 

Übereinkünfte oder sonstiger Vereinbarungen nach Artikel 9 in 
angemessener Weise verfügbare Daten aus, die sich unter ande-
rem auf folgende Themen beziehen: 

a) ökologischer Zustand grenzüberschreitender Gewässer; 



Drucksache 12/7190 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

(b) Experience gained in the application and operation of best 
available technology and results of research and develop-
ment; 

(c) Emission and monitoring data; 

(d) Measures taken and planned to be taken to prevent, control 
and reduce transboundary impact; 

(e) Permits or regulations for waste-water discharges issued by 
the competent authority or appropriate body. 

2. In order to harmonize emission limits, the Riparian Pa rties 
shall undertake the exchange of information on their national 
regulations. 

3. If a Riparian Party is requested by another Riparian Par ty  to 
provide data or information that is not available, the former shall 
endeavour to comply with the request but may condition its com-
pliance upon the payment, by the requesting Pa rty, of reasonable 
charges for collecting and, where appropriate, processing such 
data or information. 

4. For the purposes of the implementation of this Convention, 
the Riparian Parties shall facilitate the exchange of best available 
technology, particularly through the promotion of: the commercial 
exchange of available technology; direct industrial contacts and 
cooperation, including joint ventures; the exchange of information 
and experience; and the provision of technical assistance. The 
Riparian Parties shall also untertake joint training programmes 
and the organization of relevant seminars and meetings. 

Article 14 
Warning and alarm systems 

The Riparian Parties shall without delay inform each other about 
any critical situation that may have transboundary impact. The 
Riparian Parties shall set up, where appropriate, and operate 
coordinated or joint communication, warning and alarm systems 
with the aim of obtaining and transmitting information. These 
systems shall operate on the basis of compatible data transmis-
sion and treatment procedures and facilities to be agreed upon by 
the Riparian Parties. The Riparian Parties shall inform each other 
about competent authorities or points of contact designated for 
this purpose. 

Article 15 
Mutual assistance 

1. If a critical situation should arise, the Riparian Parties shall 
provide mutual assistance upon request, following procedures to 
be established in accordance with paragraph 2 of this a rticle. 

2. The Riparian Parties shall elaborate and agree upon pro-
cedures for mutual assistance addressing, inter alla, the following 
issues: 

(a) The direction, control, coordination and supervision of assis-
tance; 

(b) Local facilities and services to be rendered by the Par ty 
 requesting assistance, including, where necessary, the facili-

tation of border-crossing formalities; 

(c) Arrangements for holding harmless, indemnifying and/or com-
pensating the assisting Party and/or its personnel, as well as 
for transit through territories of third Pa rties, where necess-
ary; 

(d) Methods of reimbursing assistance services.  

b) bei der Anwendung und dem Einsatz von Verfahren nach dem 
neuesten Stand der Technik gewonnene Erfahrung und Er-
gebnisse aus Forschung und Entwicklung; 

c) Emissions- und Überwachungsdaten; 

d) zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung grenzüber-
schreitender Beeinträchtigungen ergriffene und vorgesehene 
Maßnahmen; 

e) von der zuständigen Behörde oder einer entsprechenden 
Stelle ausgestellte Genehmigungen oder Vorschriften für das 
Einleiten von Abwasser. 

(2) Zur Angleichung ihrer Emissionsgrenzwerte tauschen die 
Anrainerstaaten Informationen über ihre innerstaatlichen Vor-
schriften aus. 

(3) Wird ein Anrainerstaat von einem anderen Anrainerstaat 
ersucht, Daten oder Informationen zu übermitteln, die nicht zur 
Verfügung stehen, so bemüht sich der erstgenannte Anrainer-
staat, diesem Ersuchen zu entsprechen; dabei kann er jedoch zur 
Bedingung machen, daß der ersuchende Staat die durch die 
Sammlung und gegebenenfalls Verarbeitung solcher Daten oder 
Informationen enstehenden vertretbaren Kosten trägt. 

(4) Zur Durchführung dieses Übereinkommens erleichtern die 
Anrainerstaaten den Austausch von Informationen über den 
Stand der Technik, insbesondere indem sie folgendes fördern: 
den kommerziellen Austausch verfügbarer Technologie, unmittel-
bare industrielle Verbindungen und Zusammenarbeit, darunter 
Gemeinschaftsunternehmen, den Austausch von Informationen 
und Erfahrung sowie technische Hilfe. Die Anrainerstaaten veran-
stalten außerdem gemeinsame Ausbildungsprogramme und fach-
bezogene Seminare und Treffen. 

Artikel 14 
Warn- und Alarmsysteme 

Die Anrainerstaaten unterrichten einander unverzüglich über 
jede kritische Lage, die eine grenzüberschreitende Beeinträchti-
gung hervorrufen könnte. Sie richten gegebenenfalls aufeinander 
abgestimmte oder gemeinsame Nachrichten-, Warn- und Alarm-
systeme ein und betreiben sie zum Zweck des Empfangs und der 
Übermittlung von Informationen. Diese Systeme arbeiten auf der 
Grundlage kompatibler Datenübertragungs- und -verarbeitungs-
verfahren sowie entsprechender Einrichtungen, auf die sich die 
Anrainerstaaten einigen. Die Anrainerstaaten teilen einander die 
für diesen Zweck zuständigen Behörden oder Verbindungsstellen 
mit. 

Artikel 15 
Gegenseitige Hilfe 

(1) In einer kritischen Lage leisten die Anrainerstaaten entspre-
chend den nach Absatz 2 festzulegenden Verfahren einander auf 
Ersuchen Hilfe. 

(2) Die Anrainerstaaten legen Verfahren der gegenseitigen Hilfe 
fest und beschließen sie einvernehmlich; diese Verfahren bezie-
hen sich unter anderem auf folgende Themen: 

a) Lenkung, Kontrolle, Koordinierung und Überwachung der 
Hilfe; 

b) örtliche Einrichtungen und Dienstleistungen, welche die hilfe-
suchende Vertragspartei zur Verfügung zu stellen hat, ein-
schließlich gegebenenfalls einer Erleichterung der Grenzfor-
malitäten; 

c) Vereinbarungen zu dem Zweck, die hilfeleistende Vertrags-
partei und/oder ihr Personal schadlos zu halten, abzufinden 
und/oder zu entschädigen, sowie gegebenenfalls Vereinba-
rungen über die Durchfahrt durch das Hoheitsgebiet von drit-
ten Vertragsparteien;  

d) Möglichkeiten der Rückerstattung geleisteter Hilfe. 
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Article 16 

Public information 

1. The Riparian Pa rties shall ensure that information on the 
conditions of transboundary waters, measures taken or planned to 
be taken to prevent, control and reduce transboundary impact, 
and the effectiveness of those measures, is made available to the 
public. For this purpose, the Riparian Parties shall ensure that the 
following information is made available to the public: 

(a) Water-quality objectives; 

(b) Permits issued and the conditions required to be met; 

(c) Results of water and effluent sampling carried out for the 
purposes of monitoring and assessment, as well as results of 
checking compliance with the water-quality objectives or the 
permit conditions. 

2. The Riparian Parties shall ensure that this information shall 
be available to the public at all reasonable times for inspection free 
of charge, and shall provide members of the public with reason-
able facilities for obtaining from the Riparian Pa rties, on payment 
of reasonsable charges, copies of such information. 

Part III 

Institutional and final provisions 

Article 17 

Meeting of Parties 

1. The first meeting of the Pa rties shall be convened no later 
than one year after the date of the entry into force of this Conven-
tion. Thereafter, ordinary meetings shall be held every three 
years, or at shorter intervals as laid down in the rules of procedure. 
The Parties shall hold an extraordinary meeting if they so decide in 
the course of an ordinary meeting or at the written request of any 
Party, provided that, within six months of it being communicated to 
all Parties, the said request is supported by at least one third of the 
Parties. 

2. At their meetings, the Pa rties shall keep under continuous 
review the implementation of this Convention, and, with this pur-
pose in mind, shall: 

(a) Review the policies for and methodological approaches to the 
protection and use of transboundary waters of the Pa rties with 
a view to further improving the protection and use of trans-
boundary waters; 

(b) Exchange information regarding experience gained in con-
cluding and implementing bilateral and multilateral agree-
ments or other arrangements regarding the protection and use 
of transboundary waters to which one or more of the Pa rties 
are party; 

(c) Seek, where appropriate, the services of relevant ECE bodies 
as well as other competent international bodies and specific 
committees in all aspects pertinent to the achievement of the 
purposes of this Convention; 

(d) At their first meeting, consider and by consensus adopt rules 
of procedure for their meetings; 

(e) Consider and adopt proposals for amendments to this Con-
vention; 

(f) Consider and undertake any additional action that may be 
required for the achievement of the purposes of this Conven-
tion. 

Artikel 16 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 

(1) Die Anrainerstaaten stellen sicher, daß Informationen über 
den Zustand grenzüberschreitender Gewässer, über bereits er-
griffene oder vorgesehene Maßnahmen zur Verhütung, Bekämp-
fung und Verringerung grenzüberschreitender Beeinträchtigungen 
und über die Wirksamkeit dieser Maßnahmen der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Zu diesem Zweck veranlassen die 
Anrainerstaaten, daß der Öffentlichkeit folgendes bekanntge-
macht wird: 

a) Qualitätsziele für Wasser; 

b) erteilte Genehmigungen und einzuhaltende Auflagen; 

c) Ergebnisse der Probenahmen von Wasser und Abflüssen zum 
Zweck der Überwachung und Bewe rtung sowie Ergebnisse 
der Überprüfung, inwieweit die Qualitätsziele für Wasser oder 
die Genehmigungsauflagen eingehalten wurden. 

(2) Die Anrainerstaaten stellen sicher, daß diese Informationen 
der Öffentlichkeit zu allen vertretbaren Zeiten zur kostenlosen 
Einsicht zur Verfügung stehen und stellen Teilen der Öffentlichkeit 
vertretbare Einrichtungen zur Verfügung, damit diese gegen an-
gemessene Gebühr von den Anrainerstaaten Kopien dieser Infor-
mationen erwerben können. 

Teil III 
Institutionelle Vorschriften 
und Schlußbestimmungen 

Artikel 17 

Tagung der Vertragsparteien 

(1) Die erste Tagung der Vertragsparteien wird spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. Da-
nach finden alle drei Jahre oder in den in der Geschäftsordnung 
festgelegten kürzeren Abständen ordentliche Tagungen statt. Die 
Vertragsparteien halten eine außerordentliche Tagung ab, wenn 
sie dies im Verlauf einer ordentlichen Tagung beschließen oder 
wenn eine Vertragspartei schriftlich darum ersucht; allerdings 
muß dieses Ersuchen innerhalb von sechs Monaten, nachdem es 
allen Vertragsparteien mitgeteilt wurde, von mindestens einem 
Drittel der Vertragsparteien unterstützt werden. 

(2) Auf ihren Tagungen überprüfen die Vertragsparteien ständig 
die Durchführung dieses Übereinkommens; vor diesem Hinter-
grund 

a) prüfen sie ihre Verfahren und methodologischen Konzepte 
zum Schutz und zur Nutzung grenzüberschreitender Gewäs-
ser im Hinblick auf eine weitere Verbesserung des Schutzes 
und der Nutzung grenzüberschreitender Gewässer; 

b) unterrichten sie einander über ihre Erfahrungen aus dem 
Abschluß und der Durchführung zweiseitiger und mehrseitiger 
Übereinkünfte oder sonstiger Vereinbarungen zum Schutz 
und zur Nutzung grenzüberschreitender Gewässer, deren 
Vertragsparteien eine oder mehrere von ihnen sind; 

c) erbitten sie gegebenenfalls die Dienste der einschlägigen 
ECE-Gremien sowie sonstiger zuständiger internationaler 
Gremien und Fachausschüsse für alle Fragen im Zusammen-
hang mit der Erfüllung des Zwecks dieses Übereinkommens; 

d) beraten sie auf ihrer ersten Tagung die Geschäftsordnung für 
ihre Tagungen und beschließen sie durch Konsens; 

e) prüfen sie Vorschläge zur Änderung dieses Obereinkommens 
und nehmen sie an; 

f) prüfen und treffen sie zusätzliche Maßnahmen, die sich zur 
Erfüllung des Zwecks dieses Übereinkommens als notwendig 
erweisen könnten. 
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Article 18 

Right to vote 

1. Except as provided for in paragraph 2 of this a rticle, each 
Party to this Convention shall have one vote. 

2. Regional economic integration organizations, in matters with-
in their competence, shall exercise their right to vote with a 
number of votes equal to the number of their member States 
which are Parties to this Convention. Such organizations shall not 
exercise their right to vote if their member States exercise theirs, 
and vice versa. 

Article 19 

Secretariat 

The Executive Secretary of the Economic Commission for 
Europe shall carry out the following secretariat functions: 

(a) The convening and preparing of meetings of the Pa rties; 

(b) The transmission to the Pa rties of reports and other informa-
tion received in accordance with the provisions of this Con-
vention; 

(c) The performance of such other functions as may be deter-
mined by the Parties. 

Article 20 

Annexes 

Annexes to this Convention shall constitute an integral pa rt 
 thereof. 

Article 21 

Amendments to the Convention 

1. Any Party  may propose amendments to this Convention. 

2. Proposals for amendments to this Convention shall be con-
sidered at a meeting of the Pa rties. 

3. The text of any proposed amendment to this Convention shall 
be submitted in writing to the Executive Secretary of the Economic 
Commission for Europe, who shall communicate it to all Pa rties at 
least ninety days before the meeting at which it is proposed for 
adoption. 

4. An amendment to the present Convention shall be adopted 
by consensus of the representatives of the Pa rties to this Conven-
tion present at a meeting of the Pa rties, and shall enter into force 
for the Parties to the Convention which have accepted it on the 
ninetieth day after the date on which two thirds of those Pa rties 
have deposited with the Depositary their instruments of accep-
tance of the amendment. The amendment shall enter into force for 
any other Party on the ninetieth day after the date on which that 
Party deposits its instrument of acceptance of the amendment. 

Article 22 

Settlement of disputes 

1. If a dispute arises between two or more Pa rties about the 
interpretation or application of this Convention, they shall seek a 
solution by negotiation or by any other means of dispute settle-
ment acceptable to the pa rties to the dispute. 

2. When signing, ratifying, accepting, approving or acceding to 
this Convention, or at any time thereafter, a Par ty  may declare in 
writing to the Depositary that, for a dispute not resolved in accord-
ance with paragraph 1 of this a rticle, it accepts one or both of the 
following means of dispute settlement as compulsory in relation to 
any Party  accepting the same obligation: 

Artikel 18 

Stimmrecht 

(1) Sofern nicht in Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist, hat 
jede Vertragspartei dieses Übereinkommens eine Stimme. 

(2) Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration üben 
in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht mit der 
Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten 
entspricht, welche Vertragsparteien dieses Übereinkommens 
sind. Diese Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn 
ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben, und umgekehrt. 

Artikel 19 

Sekretariat 

Der Exekutivsekretär der Wi rtschaftskommission für Europa 
erfüllt folgende Sekretariatsaufgaben: 

a) Er beruft die Tagungen der Vertragsparteien ein und bereitet 
sie vor; 

b) er übermittelt den Vertragsparteien Berichte und sonstige 
Informationen, die er aufgrund dieses Übereinkommens erhal-
ten hat; 

c) er nimmt sonstige ihm von den Vertragsparteien zugewiesene 
Aufgaben wahr. 

Artikel 20 

Anlagen 

Die Anlagen dieses Übereinkommens sind Bestandteil des 
Übereinkommens. 

Artikel 21 

Änderungen des Übereinkommens 

(1) Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses Übereinkom-
mens vorschlagen. 

(2) Vorschläge zur Änderung dieses Übereinkommens werden 
auf einer Tagung der Vertragsparteien geprüft. 

(3) Der Wortlaut einer vorgeschlagenen Änderung dieses Über-
einkommens wird dem Exekutivsekretär der Wirtschaftskommis-
sion für Europa schriftlich vorgelegt; dieser übermittelt ihn allen 
Vertragsparteien spätestens neunzig Tage vor der Tagung, auf 
der er zur Beschlußfassung vorgeschlagen wird. 

(4) Eine Änderung dieses Übereinkommens wird von den Ver-
treten der auf einer Tagung der Vertragsparteien anwesenden 
Vertragsparteien durch Konsens beschlossen; sie tritt für die 
Vertragsparteien des Übereinkommens, die sie angenommen 
haben, am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kra ft, zu dem 
zwei Drittel dieser Vertragsparteien ihre Urkunde über die An-
nahme der Änderung beim Verwahrer hinterlegt haben. Für jede 
andere Vertragspartei tritt die Änderung am neunzigsten Tag nach 
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem diese Vertragspartei ihre Urkunde 
über die Annahme der Änderung hinterlegt hat. 

Artikel 22 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Entsteht eine Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Ver-
tragsparteien über die Auslegung oder Anwendung dieses Über-
einkommens, so bemühen sich diese, durch Verhandlung oder 
andere den Streitparteien annehmbare Mittel der Streitbeilegung 
eine Lösung herbeizuführen. 

(2) Bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der 
Genehmigung oder dem Beitritt zu diesem Übereinkommen oder 
jederzeit danach kann eine Vertragspartei dem Verwahrer schrift-
lich erklären, daß sie für eine nicht nach Absatz 1 beigelegte 
Streitigkeit eines oder beide der folgenden Mittel der Streitbeile-
gung gegenüber jeder anderen Vertragspartei, welche dieselbe 
Verpflichtung übernimmt, als obligatorisch anerkennt: 
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(a) Submission of the dispute to the Inte rnational Cou rt  of Jus-
tice; 

(b) Arbitration in accordance with the procedure set out in an-
nex IV. 

3. If the pa rties to the dispute have accepted both means of 
dispute settlement referred to in paragraph 2 of this a rticle, the 
dispute may be submitted only to the Inte rnational Cou rt  of Jus-
tice, unless the parties agree otherwise. 

Article 23 
Signature 

This Convention shall be open for signature at Helsinki from 17 
to 18 March 1992 inclusive, and thereafter at United Nations 
Headquarters in New York until 18 September 1992 by States 
members of the Economic Commission for Europe as well as 
States having consultative status with the Economic Commission 
for Europe pursuant to paragraph 8 of Economic and Social 
Council resolution 36 (IV) of 28 March 1947, and be regional 
economic integration organizations constituted by sovereign 
States members of the Economic Commission for Europe to which 
their member States have transferred competence over matters 
governed by this Convention, including the competence to enter 
into treaties in respect of these matters. 

Article 24 
Depositary 

The Secretary-General of the United Nations shall act as the 
Depositary of this Convention. 

Article 25 
Ratification, acceptance, 
approval and accession 

1. This Convention shall be subject to ratification, acceptance or 
approval by signatory States and regional economic integration 
organizations. 

2. This Convention shall be open for accession by the States 
and organizations referred to in article 23. 

3. Any organization referred to in a rticle 23 which becomes a 
Party  to this Convention without any of its member States being a 
Party shall be bound by all the obligations under this Convention. 
In the case of such organizations, one or more of whose member 
States is a  Party  to this Convention, the organization and its 
member States shall decide on their respective responsibilities for 
the performance of their obligations under this Convention. In 
such cases, the organization and the member States shall not be 
entitled to exercise rights under this Convention concurrently. 

4. In their instruments of ratification, acceptance, approval or 
accession, the regional economic integration organizations ref-
erred to in article 23 shall declare the extent of their competence 
with respect to the matters governed by this Convention. These 
organizations shall also inform the Depositary of any substantial 
modification to the extent of their competence. 

Article 26 
Entry into force 

1. This Convention shall enter into force on the ninetieth day 
after the date of deposit of the sixteenth instrument of ratification, 
acceptance, approval or accession. 

2. For the purposes of paragraph 1 of this article, any instrument 
deposited by a regional economic integration organization shall 
not be counted as additional to those deposited by States 
members of such an organization. 

a) die Vorlage der Streitigkeit an den Internationalen Gerichts-
hof; 

b) ein Schiedsverfahren nach dem in Anlage IV festgelegten 
Verfahren. 

(3) Haben die Streitparteien beide in Absatz 2 genannten Mittel 
der Streitbeilegung anerkannt, so darf die Streitigkeit nur dem 
Internationalen Gerichtshof vorgelegt werden, sofern die Parteien 
nichts anderes vereinbaren. 

Artikel 23 

Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt vom 17. bis zum 18. März 1992 in 
Helsinki und danach bis zum 18. September 1992 am Sitz der 
Vereinten Nationen in New York für die Mitgliedstaaten der Wi rt

-schaftskommission für Europa, für Staaten, die nach Nummer 8 
der Entschließung 36 (IV) des Wirtschafts- und Sozialrats vom 
28. März 1947 bei der Wi rtschaftskommission für Europa beraten-
den Status haben, und für Organisationen der regionalen Wi rt

-schaftsintegration, die aus souveränen Staaten, welche Mitglieder 
der Wirtschaftskommission für Europa sind, gebildet werden und 
denen ihre Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für die von dem 
Übereinkommen erfaßten Angelegenheiten, einschließlich der 
Zuständigkeit, über diese Angelegenheiten Verträge zu schließen, 
übertragen haben, zur Unterzeichnung auf. 

Artikel 24 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt die Auf-
gaben des Verwahrers dieses Übereinkommens wahr. 

Artikel 25 

Ratifikation, Annahme, 
Genehmigung und Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung durch die Unterzeichnerstaaten und die Orga-
nisationen der regionalen Wirtschaftsintegration. 

(2) Dieses Übereinkommen steht für die in Artikel 23 genannten 
Staaten und Organisationen zum Beitritt o ffen. 

(3) Jede in Artikel 23 genannte Organisation, die Vertragspartei 
dieses Übereinkommens wird, ohne daß einer ihrer Mitgliedstaa-
ten Vertragspartei ist, ist durch alle Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen gebunden. Sind ein oder mehrere Mitgliedstaa-
ten einer solchen Organisation Vertragspartei des Übereinkom-
mens, so entscheiden die Organisation und ihre Mitgliedstaaten 
über ihre jeweiligen Verantwortlichkeiten hinsichtlich der Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen aus dem Übereinkommen. In diesen Fällen 
sind die Organisation und die Mitgliedstaaten nicht berechtigt, die 
Rechte aufgrund des Übereinkommens gleichzeitig auszuüben. 

(4) In ihren Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunden erklären die in Artikel 23 genannten Organisatio-
nen der regionalen Wirtschaftsintegration den Umfang ihrer Zu-
ständigkeiten in bezug auf die durch dieses Übereinkommen 
erfaßten Angelegenheiten. Diese Organisationen teilen dem Ver-
wahrer auch jede wesentliche Änderung des Umfangs ihrer Zu-
ständigkeiten mit. 

Artikel 26 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag nach dem 
Zeitpunkt der Hinterlegung der sechzehnten Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kra ft . 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 zählt eine von einer Organi-
sation  der regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde 
nicht als zusätzliche Urkunde zu den von den Mitgliedstaaten der 
Organisation hinterlegten Urkunden. 
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3. For each State or organization referred to in article 23 which 
ratifies, accepts or approves this Convention or accedes thereto 
after the deposit of the sixteenth instrument of ratification, 
acceptance, approval or accession, the Convention shall enter 
into forcé on the ninetieth day after the date of deposit by such 
State or organization of its instrument of ratification, acceptance, 
approval or accession. 

Article 27 

Withdrawal 

At any time after three years from the date on which this 
Convention has come into force with respect to a Party, that Party 

 may withdraw from the Convention by giving written notification to 
the Depositary. Any such withdrawal shall take effect on the 
ninetieth day after the date of its receipt by the Depositary. 

Article 28 

Authentic texts 

The original of this Convention, of which the English, French 
and Russian texts are equally authentic, shall be deposited with 
the Secretary-General of the United Nations. 

In witness whereof the undersigned, being duly authorized 
thereto, have signed this Convention. 

Done at Helsinki, this seventeenth day of March one thousand 
nine hundred and ninety-two. 

(3) Für alle in Artikel 23 bezeichneten Staaten oder Organisa-
tionen, die nach Hinterlegung der sechzehnten Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde dieses Überein-
kommen ratifizieren, annehmen oder genehmigen oder ihm bei-
treten, tritt das Übereinkommen am neunzigsten Tag nach dem 
Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch den Staat oder die Orga-
nisation in Kraft. 

Artikel 27 

Rücktritt 

Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf von drei Jahren 
nach dem Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkommen für sie in 
Kraft  getreten ist, durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftli-
che Notifikation von dem Übereinkommen zurücktreten. Der 
Rücktritt wird am neunzigsten Tag nach dem Eingang der Notifika-
tion beim Verwahrer wirksam. 

Artikel 28 

Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen englischer, fran-
zösischer und russischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, 
wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Helsinki am 17. März 1992. 
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Anlage I 
Bestimmung des Begriffs „Stand der Technik" 

Annex I 
Definition of the term "best available technology" 

1. The term "best available technology" is taken to mean the 
latest stage of development of processes, facilities or methods of 
operation which indicate the practical suitability of a particular 
measure for limiting discharges, emissions and waste. In deter-
mining whether a set of processes, facilities and methods of 
operation constitute the best available technology in general or 
individual cases, special consideration is given to: 

(a) Comparable processes, facilities or methods of operation 
which have recently been successfully tried out; 

(b) Technological advances and changes in scientific knowledge 
and understanding; 

(c) The economic feasibility of such technology; 

(d) Time limits for installation in both new and existing plants; 

(e) The nature and volume of the discharges and e ffluents con-
cerned; 

(f) Low- and non-waste technology. 

2. It therefore follows that what is "best available technology" for 
a particular process will change with time in the light of technolo-
gical advances, economic and social factors, as well as in the light 
of changes in scientific knowledge and understanding. 

(1) Der Ausdruck Stand der Technik" bezeichnet den neuesten 
Stand in der Entwicklung von Verfahren, Einrichtungen oder Be-
triebsmethoden; er weist darauf hin, daß eine bestimmte Maßnah-
me zur Begrenzung von Einleitungen, von Emissionen und Abfäl-
len für die Praxis geeignet ist. Für die Feststellung, ob eine Reihe 
zusammengehöriger Verfahren, Einrichtungen und Betriebsme-
thoden den Stand der Technik im allgemeinen oder im besonde-
ren darstellt, ist insbesondere folgendes zu berücksichtigen: 

a) vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsmetho-
den, die in jüngster Zeit erfolgreich getestet wurden; 

b) technische Fortschritte und Neuerungen in den wissenschaftli-
chen Erkenntnissen und dem wissenschaftlichen Verständ-
nis; 

c) die wi rtschaftliche Durchführbarkeit einer solchen Techno-
logie; 

d) Fristen für die Anbringung der Technologie in neue und alte 
Anlagen; 

e) Art  und Umfang der betreffenden Einleitungen und Abwäs-
ser; 

f) abfallarme oder abfallfreie Technologie. 

(2) Hieraus ergibt sich, daß sich der Begriff „Stand der Technik" 
bei einem bestimmten Verfahren im Lauf der Zeit angesichts 
technologischer Fortschritte und wi rtschaftlich-sozialer Faktoren 
sowie angesichts von Neuerungen in den wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und dem wissenschaftlichen Verständnis ändert. 
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Anlage II 
Richtlinien zur Entwicklung der besten Umweltpraxis 

Annex II  
Guidelines for developing best environmental practices 

1. In selecting for individual cases the most appropriate com-
bination of measures which may constitute the best environmental 
practice, the following graduated range of measures should be 
considered: 

(a) Provision of information and education to the public and to 
users about the environmental consequences of the choice of 
particular activities and products, their use and ultimate dis-
posal; 

(b) The development and application of codes of good environ-
mental practice which cover all aspects of the product's life; 

(c) Labels informing users of environmental risks related to a 
product, its use and ultimate disposal; 

(d) Collection and disposal systems available to the public; 

(e) Recycling, recovery and reuse; 

(f) Application of economic instruments to activities, products or 
groups of products; 

(g) A system of licensing, which involves a range of restrictions or 
a ban. 

2. In determining what combination of measures constitute best 
environmental practices, in general or in individual cases, particu-
lar consideraton should be given to: 

(a) The environmental hazard of: 

(i) The product; 

(ii) The product's production; 

(iii) The product's use; 

(iv) The product's ultimate disposal; 

(b) Substitution by less polluting processes or substances; 

(c) Scale of use; 

(d) Potential environmental benefit or penalty of substitute ma-
terials or activities; 

(e) Advances and changes in scientific knowledge and under-
standing; 

(f) Time limits for implementation; 

(g) Social and economic implications. 

3. It therefore follows that best environmental practices for a 
particular source will change with time in the light of technological 
advances, economic and social factors, as well as in the light of 
changes in scientific knowledge and understanding. 

(1) Um für den Einzelfall die geeignetste Kombination von 
Maßnahmen auszuwählen, welche die beste Umweltpraxis dar-
stellen, ist der folgende abgestufte Maßnahmenkatalog zu prü-
fen: 

a) Unterrichtung und Unterweisung der Öffentlichkeit und der 
Benutzer über Umweltfolgen, die durch die Wahl bestimmter 
Tätigkeiten und Erzeugnisse, deren Verwendung und endgül-
tige Entsorgung entstehen; 

b) Ausarbeitung und Anwendung von Verhaltensvorschriften für 
eine gute Umweltpraxis, die alle Aspekte der Lebensdauer 
eines Erzeugnisses umfaßt; 

c) Etikettierung mit Hinweisen für den Benutzer auf die Umwelt-
gefährdungen eines Erzeugnisses, seine Verwendung und 
endgültige Entsorgung; 

d) Bereitstellung von Sammel- und Entsorgungssystemen für die 
Öffentlichkeit; 

e) Wiederverwertung, Rückgewinnung und Wiederverwendung; 

f) Anwendung wi rtschaftlicher Instrumente auf Tätigkeiten, Er-
zeugnisse oder Gruppen von Erzeugnissen; 

g) Einführung eines Genehmigungssystems mit einer Reihe von 
Einschränkungen oder Verboten. 

(2) Für die Feststellung, welche Kombination von Maßnahmen 
im allgemeinen oder im besonderen die beste Umweltpraxis dar-
stellt, ist vor allem folgendes in Betracht zu ziehen: 

a) die Umweltgefährdung 

i) durch das Erzeugnis; 

ii) durch die Herstellung des Erzeugnisses; 

iii) durch die Verwendung des Erzeugnisses; 

iv) durch die endgültige Entsorgung des Erzeugnisses; 

b) Ersatz durch weniger verunreinigende Verfahren oder Stoffe; 

c) Umfang der Verwendung; 

d) mögliche Vorteile oder Nachteile für die Umwelt durch Ersatz-
material oder Ersatztätigkeiten; 

e) Fortschritte und Neuerungen in den wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und dem wissenschaftlichen Verständnis; 

f) Fristen für die Umsetzung; 

g) soziale und wi rtschaftliche Folgen. 

(3) Hieraus ergibt sich, daß sich die beste Umweltpraxis für eine 
bestimmte Quelle im Lauf der Zeit angesichts technologischer 
Fortschritte, wi rtschaftlicher und sozialer Faktoren und von Neue-
rungen in den wissenschaftlichen Erkenntnissen und dem wissen-
schaftlichen Verständnis ändert. 
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Anlage III  
Richtlinien für die Entwicklung 

von Qualitätszielen und -kriterien für Wasser 

Annex III 
Guidelines for developing 

water-quality objectives and criteria 

Water-quality objectives and criteria shall: 

(a) Take into account the aim of maintaining and, where necess-
ary, improving the existing water quality; 

(b) Aim at the reduction of average pollution loads (in particular 
hazardous substances) to a ce rtain degree within a ce rtain 
period of time; 

(c) Take into account specific water-quality requirements (raw 
water for drinking-water purposes, irrigation, etc.); 

(d) Take into account specific requirements regarding sensitive 
and specially protected waters and their environment, e. g. 
lakes and groundwater resources; 

(e) Be based on the application of ecological classification 
methods and chemical indices for the medium- and long-
term review of water-quality maintenance and improvement; 

(f) Take into account the degree to which objectives are reached 
and the additional protective measures, based on emission 
limits, which may be required in individual cases. 

Die Qualitätsziele und -kriterien für Wasser 

a) dienen dem Zweck, die vorhandene Wasserqualität zu erhal-
ten und, falls erforderlich, zu verbessern; 

b) sind darauf gerichtet, die durchschnittliche Verschmutzungs-
belastung (insbesondere durch gefährliche Stoffe) innerhalb 
einer bestimmten Frist auf einen bestimmten Grad zu ver-
ringern; 

c) berücksichtigen besondere Anforderungen an die Wasser-
qualität (Rohwasser für Trinkwasserzwecke, Bewässerung 
usw.); 

d) berücksichtigen besondere Anforderungen an empfindliche 
und besonders geschützte Gewässer und deren Umgebung, 
z. B. Seen, Grundwasservorkommen; 

e) stützen sich auf die Anwendung ökologischer Klassifizierungs-
methoden und Chemikalienindizes für die mittel- und lang-
fristige Überprüfung der Erhaltung und Verbesserung der 
Wasserqualität; 

f) berücksichtigen den Grad, bis zu dem die Ziele erreicht wer-
den, und die auf Emissionsgrenzwerten beruhenden zusätz-
lichen Schutzmaßnahmen, die im Einzelfall erforderlich sein 
könnten. 
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Anlage IV 
Schiedsverfahren 

Annex IV 
Arbitration 

1. In the event of a dispute being submitted for arbitration 
pursuant to a rticle 22, paragraph 2 of this Convention, a party or 
parties shall notify the secretariat of the subject-ma tter of arbritra-
tion and indicate, in particular, the articles of this Convention 
whose interpretation or application is at issue. The secretariat 
shall forward the information received to all Pa rties to this Con-
vention. 

2. The arbitral t ribunal shall consist of three members. Both the 
claimant party or parties and the other party or pa rties to the 
dispute shall appoint an arbitrator, and the two arbitrators so 
appointed shall designate by common agreement the third arbit-
rator, who shall be the president of the arbitral tribunal. The la tter 
shall not be a national of one of the pa rties to the dispute, nor have 
his or her usual place of residence in the territory of one of these 
parties, nor be employed by any of them, nor have dealt with the 
case in any other capacity. 

3. If the president of the arbitral tribunal has not been desig-
nated within two months of the appointment of the second arbitra-
tor, the Executive Secretary of the Economic Commission for 
Europe shall, at the request of either party to the dispute, desig-
nate the president within a further two-month period. 

4. If one of the pa rties to the dispute does not appoint an 
arbitrator within two months of the receipt of the request, the other 
party may so inform the Executive Secretary of the Economic 
Commission for Europe, who shall designate the president of the 
arbitral tribunal within a further two-month period. Upon designa-
tion, the president of the arbitral tribunal shall request the party 
which has not appointed an arbitrator to do so within two months. 
If it fails to do so within that period, the president shall so inform 
the Executive Secretary of the Economic Commission for Europe, 
who shall make this appointment within a further two-month 
period. 

5. The arbitral tribunal shall render its decision in accordance 
with international law and the provisions of this Convention. 

6. Any arbitral tribunal constituted under the provisions set out in 
this annex shall draw up its own rules of procedure. 

7. The decisions of the arbitral tribunal, both on procedure and 
on substance, shall be taken by majority vote of its members. 

8. The tribunal may take all appropriate measures to establish 
the facts. 

9. The parties to the dispute shall facilitate the work of the 
arbitral tribunal and, in particular, using all means at their disposal, 
shall: 

(a) Provide it with all relevant documents, facilities and informa-
tion; 

(b) Enable it, where necessary, to call witnesses or expe rts and 
receive their evidence. 

10. The parties and the arbitrators shall protect the confidential-
ity of any information they receive in confidence during the pro-
ceedings of the arbitral tribunal. 

11. The arbitral t ribunal may, at the request of one of the pa rties, 
recommend interim measures of protection. 

(1) Wird  eine Streitigkeit einem Schiedsverfahren nach Arti-
kel 22 Absatz 2 dieses Übereinkommens unterworfen, so teilt die 
Vertragspartei oder teilen die Vertragsparteien dem Sekretariat 
den Gegenstand des Schiedsverfahrens mit und geben insbeson-
dere die Artikel des Übereinkommens an, deren Auslegung oder 
Anwendung strittig ist. Das Sekretariat leitet die eingegangenen 
Mitteilungen an alle Vertragsparteien des Übereinkommens 
weiter. 

(2) Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern. Sowohl die 
antragstellende(n) Partei(en) als auch die andere(n) Streit-
partei(en) bestellen einen Schiedsrichter; die so bestellten 
Schiedsrichter ernennen einvernehmlich den dritten Schiedsrich-
ter zum Präsidenten des Schiedsgerichts. Dieser darf weder 
Staatsangehöriger einer der Streitparteien sein, seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer dieser Parteien haben, im 
Dienst einer derselben stehen noch in anderer Eigenschaft mit der 
Sache befaßt gewesen sein. 

(3) Ist der Präsident des Schiedsgerichts nicht binnen zwei 
Monaten nach Bestellung des zweiten Schiedsrichters ernannt 
worden, so ernennt der Exekutivsekretär der Wirtschaftskommis-
sion für Europa den Präsidenten auf Antrag einer der Streitpartei-
en binnen weiterer zwei Monate. 

(4) Bestellt eine der Streitparteien nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Eingang des Antrags einen Schiedsrichter, so kann 
die andere Partei den Exekutivsekretär der Wirtschaftskommis-
sion für Europa davon in Kenntnis setzen; dieser ernennt den 
Präsidenten des Schiedsgerichts binnen weiterer zwei Monate. 
Nach seiner Ernennung forde rt  der Präsident des Schiedsgerichts 
die Partei, die noch keinen Schiedsrichter bestellt hat, auf, diese 
Bestellung binnen weiterer zwei Monaten vorzunehmen. Kommt 
die Partei dieser Aufforderung innerhalb dieser Frist nicht nach, so 
unterrichtet der Präsident den Exekutivsekretär der Wirtschafts-
kommission für Europa, der die Bestellung binnen weiterer zwei 
Monate vornimmt. 

(5) Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidungen nach Maß-
gabe des Völkerrechts und dieses Übereinkommens. 

(6) Ein nach dieser Anlage gebildetes Schiedsgericht gibt sich 
eine Verfahrensordnung. 

(7) Das Schiedsgericht entscheidet über Verfahren und Inhalt 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 

(8) Das Schiedsgericht kann zur Feststellung der Tatsachen 
alle geeigneten Maßnahmen ergreifen. 

(9) Die Steitparteien erleichtern die Arbeit des Schiedsgerichts 
und werden insbesondere mit allen ihnen zur Verfügung stehen-
den Mitteln 

a) ihm alle sachdienlichen Schriftstücke vorlegen, Erleichterun-
gen einräumen und Auskünfte erteilen und 

b) ihm die Möglichkeit geben, soweit nötig Zeugen oder Sachver-
ständige zu laden und ihre Aussagen einzuholen. 

(10) Die Parteien und die Schiedsrichter wahren die Vertraulich-
keit aller während des Verfahrens vor dem Schiedsgericht vertrau-
lich erhaltenen Mitteilungen. 

(11) Das Schiedsgericht kann auf Antrag einer der Parteien 
einstweilige Schutzmaßnahmen empfehlen. 
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12. If one of the parties to the dispute does not appear before 
the arbitral tribunal or fails to defend its case, the other party may 
request the tribunal to continue the proceedings and to render its 
final decision. Absence of a party or failure of a party to defend its 
case shall not constitute a bar to the proceedings. 

13. The arbitral tribunal may hear and determine counter-claims 
arising directly out of the subject-ma tter of the dispute. 

14. Unless the arbitral tribunal determines otherwise because of 
the particular circumstances of the case, the expenses of the 
tribunal, including the remuneration of its members, shall be borne 
by the parties to the dispute in equal shares. The tribunal shall 
keep a record of all its expenses, and shall furnish a final state-
ment thereof to the parties. 

15. Any Party to this Convention which has an interest of a legal 
nature in the subject-matter of the dispute, and which may be 
affected by a decision in the case, may intervene in the proceed-
ings with the consent of the tribunal. 

16. The arbitral tribunal shall render its award within five months 
of the date on which it is established, unless it finds it necessary to 
extend the time limit for a period which should not exceed five 
months. 

17. The award of the arbitral tribunal shall be accompanied by a 
statement of reasons. It shall be final and binding upon all pa rties 
to the dispute. The award will be transmitted by the arbitral tribunal 
to the parties to the dispute and to the secretariat. The secretariat 
will forward the information received to all Parties to this Conven-
tion. 

18. Any dispute which may arise between the pa rties concern-
ing the interpretation or execution of the award may be submitted 
by either party to the arbitral tribunal which made the award or, if 
the latter cannot be seized thereof, to another tribunal constituted 
for this purpose in the same manner as the first. 

(12) Erscheint eine der Streitparteien nicht vor dem Schiedsge-
richt oder unterläßt sie es, sich zur Sache zu äußern, so kann die 
andere Partei das Gericht ersuchen, das Verfahren fortzuführen 
und seine endgültige Entscheidung zu fällen. Abwesenheit oder 
Versäumnis einer Partei, sich zur Sache zu äußern, stellt kein 
Hindernis für das Verfahren dar. 

(13) Das Schiedsgericht kann über Gegenklagen, die mit dem 
Streitgegenstand unmi ttelbar im Zusammenhang stehen, verhan-
deln und entscheiden. 

(14) Sofern das Schiedsgericht nicht wegen der besonderen 
Umstände des Einzelfalls etwas anderes beschließt, werden die 
Kosten des Gerichts, einschließlich der Vergütung seiner Mit-
glieder, von den Streitparteien zu gleichen Teilen getragen. Das 
Gericht verzeichnet alle seine Kosten und legt den Parteien eine 
Schlußabrechnung vor. 

(15) Hat eine Vertragspartei dieses Übereinkommens ein recht-
liches Interesse an dem Steitgegenstand und könnte sie durch die 
Entscheidung des Falles berührt werden, so kann sie mit Zustim-
mung des Gerichts dem Verfahren beitreten. 

(16) Das Gericht fällt seinen Schiedsspruch binnen fünf Mona-
ten nach dem Zeitpunkt, in dem es gebildet wurde; hält es jedoch 
eine Verlängerung dieser Frist für notwendig, so darf diese fünf 
Monate nicht überschreiten. 

(17) Der Spruch des Schiedsgerichts ist mit einer Begründung 
zu versehen. Er ist endgültig und für alle Streitparteien bindend. 
Das Schiedsgericht übermittelt den Schiedsspruch den Streitpar-
teien und dem Sekretariat. Dieses leitet die eingegangenen Mittei-
lungen an alle Vertragsparteien dieses Übereinkommens weiter. 

(18) Streitigkeiten zwischen den Parteien über die Auslegung 
oder Vollstreckung des Schiedsspruchs können von jeder Partei 
dem Schiedsgericht, das den Spruch gefällt hat, oder, falls dieses 
Gericht nicht befaßt werden kann, einem anderen Gericht unter-
breitet werden, das zu diesem Zweck auf die gleiche Weise 
gebildet wird wie das erste. 
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Denkschrift zu dem Übereinkommen 

I. Allgemeines 
Maßgebend für die Erarbeitung des Übereinkommens 
waren die von Deutschland initiierten Beschlüsse des 
KSZE-Umwelttreffens vom November 1989 in Sofia, 
Bulgarien. Auf dieser Grundlage erarbeitete der Arbeits-
ausschuß „Wasserprobleme" der ECE (UN-Wirtschafts-
kommission für Europa) das vorliegende Übereinkommen 
und schloß den Entwurf  nach fünf Sitzungen am 18. Okto-
ber 1991 ab. Nach der Sitzung der Hohen Regierungs-
berater der ECE vom 3. bis 6. März 1992 in Genf wurde die 
Konvention am 17. März 1992 in Helsinki angenommen 
und dort  am 18. März 1992 gezeichnet. 

Das Übereinkommen stellt erstmalig für ganz Europa 
detaillie rte Regeln für einen modernen Gewässerschutz 
auf. Der Zweck dieses Vertrages liegt nicht nur im Schutz 
grenzüberschreitender Flüsse und internationaler Seen, 
sondern ausdrücklich im Schutz des gesamten grenzüber-
schreitenden Wassersystems einschließlich von Ober-
flächen- und Grundwasser. 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, sofern erforderlich 
— im Sinne eines Rahmenabkommens —, zum Abschluß bi-
und multilateraler konkretisierender Verträge und überneh-
men weitgehende Verfahrenspflichten zur Konsultation 
und Information, zur Überwachung der Wasserqualität, zur 
Einrichtung von Warnsystemen und gegenseitiger Unter-
stützung bei Notfällen sowie zur Information der Öffent-
lichkeit. Eine besondere Bedeutung hat das Übereinkom-
men für den Neuorientierungsprozeß Zentral- und Ost-
europas im Umweltschutz und insbesondere im Gewäs-
serschutz. Damit dient es auch der Harmonisierung euro-
päischer Gewässerschutzstandards. 

Das Übereinkommen gliedert sich in den Allgemeinen Teil I 
über die Grundpflichten aller Vertragsparteien zum Ge-
wässerschutz (Artikel 2 bis 8), einen Teil Il mit ausfüllungs-
bedürftigen Verpflichtungen und Maßgaben für die Zusam-
menarbeit zwischen Anrainerstaaten grenzüberschreiten-
der Wasserläufe (Artikel 9 bis 16) und einen Teil III mit 
institutionellen Vorschriften sowie Verfahrens- und Schluß-
bestimmungen (Artikel 17 bis 28). Die Anlagen I bis IV 
enthalten die Definitionen von „Stand der Technik" und 
„Beste Umweltpraxis" sowie Leitlinien für die Erarbeitung 
von Qualitätszielen für Oberflächenwasser und Regelun-
gen zur Streitschlichtung. 

Änderungen des in Deutschland geltenden Rechts sind zur 
Umsetzung des Übereinkommens nicht notwendig. 

II. Besonderes 
Artikel 1 

Diese Vorschrift über die Legaldefinitionen bestimmt in 
den Nummern 1 und 2 den Anwendungsbereich des 
Übereinkommens. Es ist vorgesehen, daß jede schädliche 
Einwirkung auf die Umwelt einer Vertragspartei verhindert 
wird, sofern sie beträchtlich ist und auf einer Veränderung 
des Zustandes internationaler Wasserläufe beruht. 

Unter den Beg riff der „grenzüberschreitenden Gewässer" 
fallen alle oberirdischen Gewässer und das Grundwasser, 

die in jedweder Art  und Weise Staatsgrenzen berühren. Im 
Mündungsbereich enden diese Gewässer an einer gera-
den Abschlußlinie, die zwischen Punkten auf der Niedrig-
wasserlinie der gegenüberliegenden Ufer gezogen wird. 
Eine „grenzüberschreitende Beeinträchtigung" liegt dann 
vor, wenn es auf dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
zu beträchtlichen Auswirkungen auf die Umwelt kommt, 
sofern dies auf menschliche Veränderungen grenzüber-
schreitender Gewässer zurückzuführen ist und die Gewäs-
ser sich in einem Gebiet unter der Hoheitsgewalt einer 
anderen Vertragspartei befinden. Schutzziel ist auch die 
Meeresumwelt einer solchen Vertragspartei, die an einem 
internationalen Wasserlauf Unterlieger ist. Um entspre-
chende Umweltauswirkungen feststellen zu können, wird 
abgestellt auf ein dynamisches System: menschliche 
Gesundheit, die Pflanzen- und Tierwelt, Boden, Lu ft , 
Wasser, Klima, Landschaft  und geschichtliche Denkmäler 
oder andere natürliche Bauwerke oder auf eine Wechsel-
wirkung zwischen mehreren dieser Faktoren. Damit ist ein 
weiter Umweltbegriff eingeführt. 

Artikel 2 

Der Artikel 2 enthält als wichtigste Vorschrift von Teil I über 
den materiellen Gewässerschutz die Grundpflichten der 
Vertragsparteien. Sie sind gehalten, schon an der Quelle 
jede grenzüberschreitende Beeinträchtigung durch geeig-
nete Maßnahmen zu verhüten, zu bekämpfen und zu 
verringern. Dabei wird sichergestellt, daß die grenzüber-
schreitenden Gewässer nachhaltig, ausgewogen und mit 
Rücksicht auf die Erhaltung und Wiederherstellung der 
Ökosysteme genutzt werden. 

Diesen Maßnahmen sind das Vorsorge- und Verursacher-
prinzip sowie das an den Bedürfnissen der zukünftigen 
Generationen ausgerichtete Bewirtschaftungsgebot von 
Wasservorkommen übergeordnet. Für Einzugsgebiete in-
ternationaler Wasserläufe und Teilen davon erarbeiten die 
Anrainerstaaten, insbesondere auf bi- und multilateraler 
vertraglicher Grundlage, Leitlinien, Programme und Stra-
tegien. Diese Maßnahmen richten sich auf die Verhütung, 
Beschränkung und Verringerung grenzüberschreitender 
Beeinträchtigung sowie auf den Schutz internationaler 
Wasserläufe oder auf die Umwelt, die durch solche Ge-
wässer beeinflußt wird, einschließlich der Meeresumwelt. 
Die Verlagerungs- und Verschlechterungsverbote ver-
meiden, daß diese Maßnahmen zu einer Verlagerung 
der Verschmutzung auf andere Umweltmedien oder zur 
Verschlechterung der Umweltbedingungen schlechthin 
führen. 

Nach der Ausnahmevorschrift von Absatz 8 sind die Ver-
tragsparteien frei, einzeln oder gemeinsam strengere 
Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 3 

Die Vertragsparteien erarbeiten, setzen um und harmoni-
sieren zur Verhütung, Bekämpfung und Verringerung 
grenzüberschreitender Beeinträchtigungen rechtliche, 
verwaltungs-, wi rtschaftliche, finanzielle und technische 
Maßnahmen. Dies ist eine zentrale Vorschrift des Über- 
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einkommens und insbesondere für Teil II. Die Vertrags-
parteien stellen nach dem nicht abschließenden Katalog 
im einzelnen sicher, daß 
a) unter anderem abfallarme und -freie Technologie ange-

wendet wird, um Schadstoffemissionen an ihrer Quelle 
zu verhüten, zu bekämpfen und zu verringern; 

b) alle Abwassereinleitungen genehmigungspflichtig sind 
und anschließend überwacht werden; 

c) diese Genehmigungen auf Grenzwerte nach dem 
„Stand der Technik" für gefährliche Stoffe beruhen 
(vgl. Anlage I); 

d) strengere Vorschriften zum Verbot von Abwassereinlei-
tungen führen können, wenn die Wasserqualität oder 
das Ökosystem dies erfordern; 

e) städtische Abwässer wenigstens, falls erforderlich 
schrittweise, biologisch oder gleichwe rtig behandelt 
werden; 

f) Nährstoffeinträge aus industriellen und städtischen 
Quellen durch geeignete Maßnahmen, z. B. nach dem 
„Stand der Technik" verringert werden (vgl. Anlage I); 

g) Verringerung durch Nährstoff- und Schadstoffbela-
stung aus diffusen Quellen, insbesondere aus der 
Landwirtschaft, durch geeignete Maßnahmen und die 
„Beste Umweltpraxis" (vgl. Anlage II) erfolgt; 

h) Umweltverträglichkeitsprüfungen angewandt werden; 
i) eine nachhaltige umweltverträgliche Bewi rtschaftung 

der Wasservorkommen, einschließlich der Anwendung 
eines auf das Ökosystem bezogenen Konzepts er-
folgt; 

j) eine Notfallplanung entwickelt wird; 
k) zusätzliche Maßnahmen zum Grundwasserschutz ge-

troffen werden; 
I) und daß die Gefahr von unfallbedingten Verschmutzun-

gen auf ein Mindestmaß herabgesetzt werden. 
Diese Maßnahmen werden umgesetzt durch branchen-
bezogene Emissionsgrenzwerte nach dem „Stand der 
Technik" für punktförmige Einleitungen in Oberflächen-
gewässer und in bezug auf gefährliche Stoffe aus punkt-
förmigen und diffusen Quellen u. a. durch das teilweise 
oder vollständige Verbot der Herstellung oder Verwendung 
gefährlicher Stoffe. In internationalen Übereinkommen ent-
haltene Listen oder Regeln industrieller Branchen und 
gefährlicher Stoffe zu dem sachlichen Geltungsbereich 
dieses Übereinkommens werden berücksichtigt, um eine 
Doppelarbeit zu vermeiden. 
Zur nationalen Umsetzung der Maßnahmen legen die Ver-
tragsparteien ferner Qualitätsziele fest und beschließen 
Qualitätskriterien nach den Richtlinien von Anlage III. Der 
Ansatz der Internationalen Rheinschutzkommission und 
zunehmend auch der deutschen Gewässerschutzpolitik, 
qualitative Zielvorgaben in Ergänzung zu den bestehen-
den gesetzlichen Regelungen für den Gewässerzustand 
zu formulieren, bleibt unberüh rt , da das Übereinkommen 
vorsieht, daß die Vertragsparteien einzeln oder gemein-
sam strengere Maßnahmen ergreifen können (Artikel 2 
Abs. 8). 

Artikel 4 bis 6 
Der Zustand grenzüberschreitender Gewässer wird von 
den Vertragsparteien überwacht. 

Die zwei- und mehrseitige Forschungs- und Entwicklungs-
zusammenarbeit der Vertragsparteien vermeidet eine 
Doppelarbeit mit anderen internationalen Forschungsvor-
haben. Sie bemühen sich, Forschungsprogramme von der 
Bestimmung der Giftigkeit gefährlicher Stoffe, Entwicklung 
und Anwendung umweltverträglicher Technologien, Ent-
sorgung von Gefahrstoffen, über Methoden zur Verbesse-
rung des Zustandes grenzüberschreitender Gewässer, 
Entwicklung umweltverträglicher wasserbaulicher Anlagen 
bis zur materiellen und finanziellen Bewe rtung des sich 
aus grenzüberschreitenden Beeinträchtigungen ergeben-
den Schadens einzuleiten und zu verstärken. 
Die Ergebnisse dieser Forschungsprogramme werden an 
alle Vertragsparteien übermittelt, und die von den Vertrags-
parteien im Rahmen dieses Übereinkommens erhaltenen 
Informationen werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

Artikel 7 
Diese Bestimmung sieht vor, daß die Vertragsparteien 
Arbeiten auf internationaler Ebene über Regeln, Kriterien 
und Verfahren zur Verantwortlichkeit und Haftung unter-
stützen. Ein Auftrag zur Erarbeitung eines gesonderten 
Haftungsregimes in bezug auf grenzüberschreitende Ge-
wässer wird nicht erteilt. Es ist vielmehr darauf abgezielt, 
die Erarbeitung zivil- oder völkerrechtlicher Regeln etwa 
im Rahmen des Europarats oder der UN-Völkerrechts-
kommission zu übernehmen. 

Artikel 8 
Der Schutz von Informationen im Zusammenhang mit wirt-
schaftlichen und gewerblichen Geheimnissen sowie mit 
dem Schutz geistigen Eigentums oder der nationalen 
Sicherheit bleiben nach nationalen und supranationalen 
Vorschriften unberüh rt. Im Hinblick auf den Schutz perso-
nenbezogener Daten wurde anläßlich der Zeichnung des 
Übereinkommens eine einseitige Erklärung der Bundes-
republik Deutschland abgegeben, wonach die Übermitt-
lung von Informationen nach Artikel 8 davon abhängig 
gemacht werden kann, daß sich der empfangende Staat 
zur Beachtung der Verwendungsbeschränkung des über-
mittelnden Staates verpflichtet. 
Bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde für die Bundes-
republik Deutschland wird die Erklärung förmlich bestä-
tigt. 

Artikel 9 und 10 
Die Vorschrift des Artikels 9 ist von zentraler Bedeutung für 
Teil Il über die Zusammenarbeit der Vertragsparteien im 
Rahmen dieses Übereinkommens. Es ist vorgesehen, daß 
Vertragsparteien entweder neue Vereinbarungen ab-
schließen oder bestehende Vereinbarungen zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Verringerung grenzüberschreiten-
der Beeinträchtigungen ändern. Die Pflicht zur Änderung 
bestehender Verträge ist allerdings auf das erforderliche 
Maß der Anpassung dieser Verträge begrenzt. Die vertrag-
lich begründete Zusammenarbeit erfolgt zwischen den 
Vertragsparteien, die als Anrainer im Einzugsgebiet eines 
bestimmten grenzüberschreitenden Gewässers oder an 
Teilen des Einzugsgebiets gelegen sind. 
Wesentlicher Zweck dieses Übereinkommens ist die 
Schaffung gemeinsamer Gremien, wie sie etwa zum 
Schutz von Rhein und Elbe bestehen. Der Aufgaben- 
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katalog einer Internationalen Kommission umfaßt die 
Erarbeitung von Überwachungsprogrammen, Abwasser-
emissionsgrenzwerten, Einleiterinventaren, gemeinsamen 
Qualitätszielen und -kriterien zur Verringerung der Bela-
stung aus städtischen und industriellen Quellen sowie aus 
diffusen Quellen, aus der Landwirtschaft, und ferner von 
Warn- und Alarmplänen. Weiterhin befaßt sich die Korn-
mission mit dem Informationsaustausch über Gewässer-
nutzungen und über den „Stand der Technik" und beteiligt 
sich außerdem an Umweltverträglichkeitsprüfungen in 
bezug auf grenzüberschreitende Gewässer. 
Die Einbeziehung des Meeresschutzes als zusätzliches 
Schutzziel (vgl. Artikel 2 Abs. 6) spiegelt sich darin wider, 
daß die Flußgebietskommissionen die Meeresschutzkom-
missionen zur Zusammenarbeit einladen, die zum Schutz 
der Meere gegen grenzüberschreitende Beeinträchtigun-
gen geschaffen wurden. 
Beratungen oder Konsultationen zwischen Anrainerstaa-
ten erfolgen in den Flußgebietskommissionen, sofern ein 
solches Gremium besteht. 

Artikel 11 bis 15 
Auf der Grundlage der zwei- und mehrseitigen Zusammen-
arbeit nach Artikel 9 oder besonderer Vereinbarungen 
(vgl. Artikel 9 Abs. 2 Buchstaben a bis e) erarbeiten die 
Vertragsparteien gemeinsame Überwachungsprogramme 
über die Gewässergüte und bewerten die ergriffenen 
Maßnahmen. Diese Bewe rtungen und Maßnahmen wer-
den der Öffentlichkeit nach Artikel 16 zugänglich gemacht. 

Bestimmte Forschungs- und Entwicklungsarbeiten der 
Anrainerstaaten sollen sicherstellen, daß die gemeinsam 
erstellten Qualitätsziele und -kriterien für Wasser erreicht 
und beibehalten werden. 
Der Informationsaustausch innerhalb der Kommission be-
zieht sich z. B. auf den ökologischen Zustand der Gewäs-
ser, den „Stand der Technik", Emissionsdaten, auf von den 
Vertragsparteien ergriffene Maßnahmen, Genehmigungen 
für das Einleiten von Abwasser und auf innerstaatliche 
Vorschriften. Für Daten oder Informationen, die einem 
Anrainerstaat nicht unmi ttelbar zur Verfügung stehen, ist 
von dem ersuchenden Anrainerstaat ein Kostenersatz zu 
zahlen. 
Zum erleichterten Informationsaustausch über den „Stand 
der Technik" fördern die Anrainerstaaten den kommer-
ziellen Technologieaustausch, Gemeinschaftsunternehmen 
und gemeinsame Ausbildungsveranstaltungen. 
Bei Gefahrenlagen, die grenzüberschreitende Beeinträch-
tigungen hervorrufen können, unterrichten sich die Anrai-
nerstaaten unverzüglich. Zum Zwecke des gegenseitigen 
Informationsaustauschs stellen sie abgestimmte Warn-
und Alarmsysteme auf. Hervorzuheben ist die gegen-
seitige Hilfeleistung, die nach einem noch festzulegenden 
Verfahren erfolgen soll. 

Artikel 16 
Eine wesentliche Neuerung des Übereinkommens im Ver-
gleich mit bestehenden Vereinbarungen ist die Unter-
richtung der Öffentlichkeit über den Gewässerschutz. 
Bekanntgemacht werden Qualitätsziele für Wasser, Ge-
nehmigungen und Ergebnisse von überprüften Gewässer-
proben usw. (vgl. Artikel 11 Abs. 3). Die Informationen 

stehen der Öffentlichkeit kostenlos zur Einsicht und gegen 
angemessene Gebühr in Kopie zur Verfügung. 

Artikel 17 bis 28 
Die Schlußvorschriften sehen vor, daß die Durchführung 
des Übereinkommens von der Tagung der Vertragspar-
teien überprüft wird. Dazu gehören die gewählten Maß-
nahmen zum Schutz der grenzüberschreitenden Gewäs-
ser und die Änderung des Übereinkommens (vgl. Arti-
kel 21). Für Änderungen ist das Konsensprinzip festgelegt. 
Allerdings sieht eine modifizierte Inkrafttretensregelung 
vor, daß die Änderung schon wirksam werden kann, be-
vor sie alle Vertragsparteien innerstaatlich angenommen 
haben (Artikel 21 Abs. 4). 

Die übliche Klausel zu Stimmrecht und Zuständigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft ist enthalten (vgl. Artikel 18, 
25, 26). 

Zur Streitbeilegung enthält das Übereinkommen eine recht 
moderne Regelung. Kann eine Streitigkeit zwischen Ver-
tragsparteien nicht auf dem Verhandlungswege beigelegt 
werden, dann ist die Streitigkeit dem Internationalen Ge-
richtshof oder einem Schiedsgericht (vgl. Anlage IV) zu 
unterbreiten, sofern die beteiligten Vertragsparteien eine 
entsprechende Erklärung über die Wahl zwischen beiden 
Streitbeilegungsmitteln abgaben. Stimmen beide Erklärun-
gen überein, dann wird der Internationale Gerichtshof zu-
ständig. 

Ferner sind die üblichen Schlußbestimmungen über Se-
kretariats- und Verwahreraufgaben sowie zur Zeichnung 
und innerstaatlichen Annahme des Übereinkommens 
enthalten. Ein Rücktritt ist drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Übereinkommens für die Vertragspartei zulässig. Verbind-
liche Wortlaute sind englisch, französisch und russisch. 

Das Übereinkommen lag vom 17. März bis 18. September 
1992 zur Zeichnung auf und wurde von der Bundesrepu-
blik Deutschland am 18. März 1992 gezeichnet. Zum Bei-
tritt berechtigt sind (nach Ablauf dieser Zeichnungsfrist) 
alle Staaten mit beratendem Status bei der ECE. Das 
Übereinkommen tritt am 90. Tag nach Hinterlegung der 
16. Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft . 

Anlagen I und II 
Der Begriff „Stand der Technik" („best available techno-
logy") kennzeichnet den neuesten Entwicklungsstand von 
Verfahren, die zur Begrenzung von Einleitungen für die 
Praxis geeignet sind. Diese Technologie findet z. B. An-
wendung bei der Verringerung industrieller und kommuna-
ler Nährstoffeinträge. Ein nichtabschließender Katalog von 
Beurteilungskriterien macht den Einsatz dieser Verfahren 
davon abhängig, daß die Technologie in der Praxis erfolg-
reich getestet wurde und wi rtschaftlich ist. 
Die Richtlinien zur Entwicklung der „Besten Umweltpraxis" 
bestehen für den Anwendungsfall aus'  einer Verbindung 
von Einzelmaßnahmen, wie der Unterrichtung der Öffent-
lichkeit, der Einführung wi rtschaftlicher Instrumente oder 
eines Genehmigungsverfahrens. Für die Kombination sol-
cher Maßnahmen sind spezielle Kriterien aufgestellt. Zu 
den Anwendungsfällen gehören Nährstoffeinträge aus 
diffusen Quellen, z. B. aus der Landwirtschaft (vgl. Arti-
kel 3 Abs. 1 Buchstabe g). 
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So wie der „Stand der Technik" verändert sich die „Beste 
Umweltpraxis" aufgrund technischen und wi rtschaftlichen 
Fortschritts. 

Anlage III 

Diese Anlage enthält einen Katalog für die Entwicklung 
von Qualitätszielen für Wasser (vgl. Artikel 3 Abs. 3). So 
sind besondere Anforderungen an empfindliche und be-
sonders geschützte Gewässer und deren Umgebung zu 
berücksichtigen. Die Qualitätsziele stützen sich u. a. auf 
die Anwendung ökologischer Klassifizierungsmethoden. 

Der Ansatz der Internationalen Rheinschutzkommission, 
der zunehmend auch in der deutschen Gewässerschutz

-

politik Eingang findet und spezifische strengere Richt-
werte für Gewässerbelastungen vorsieht, bleibt unberüh rt. 
Das Rahmenübereinkommen ermöglicht es den Vertrags-
parteien, einzeln und gemeinsam strengere als in dem 
Übereinkommen festgelegte Maßnahmen zu ergreifen 
(vgl. Artikel 2 Abs. 8). 

Anlage IV 

Auf Streitigkeiten findet diese Anlage Anwendung, die 
nach Artikel 22 Abs. 2 einem Schiedsverfahren unterwor-
fen werden. Die Bestellung und das Verfahren des 
Schiedsgerichts sind ausführlich geregelt. Der Schieds-
spruch wird nach fünf, längstens zehn Monaten gefällt. 




